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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

sowohl in der Geschäftsführung des Verbandes für sozial-kulturelle Arbeit als auch in der Redaktion des 
Rundbriefes bin ich, Birgit Monteiro, zum 01.05.2010 Herbert Scherer nachgefolgt. 
Ich bin 41 Jahre alt, Mutter von zwei Kindern, Landmaschinen- und Traktorenschlosser, Germanistin, 
Historikerin, Absolventin eines berufsbegleitenden Masterstudienganges Sozialmanagement und 
langjährige Geschäftsführerin des Berlin-Lichtenberger Nachbarschaftsvereins Kiezspinne FAS e.V.
Die ersten Monate waren lehr- und ereignisreich. Die Zusammenführung von Landes- und 
Bundesverband für sozial-kulturelle Arbeit, die Ausgründung einer gemeinnützigen GmbH, die 
Organisation- und Durchführung der Jahrestagung Stadtteilarbeit 2010, das Kennenlernen der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unseres Verbandes sowie der vielfältigen Projekte und Projektstandorte 
beschäftigten mich neben den „Alltagsgeschäften“.
Hilfreich war es, dass Herbert Scherer, die Vorstände sowie erfahrene Kolleginnen und Kollegen mir mit 
Rat und Tat zur Seite standen, herzlichen Dank dafür.
Ihnen, liebe Leserinnen und Leser, wünsche ich einen guten und gesunden Start ins Jahr 2011! 
Das ist übrigens das Jahr, in dem unser Verband seinen 60. Geburtstag feiern wird.
Ich freue mich über Ihre Rückmeldungen und Hinweise zu dieser Ausgabe des Rundbriefs sowie über 
Ihre Vorschläge und Anregungen zu Inhalten und Gestaltung der nächsten Rundbriefe.

Mit spätdezemberlichen Grüßen

Birgit Monteiro
monteiro@sozkult.de

mailto:monteiro@sozkult.de
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Rückblick auf über 20 Jahre sozial-kulturelle Arbeit

Aus der Rede von Herbert Scherer anlässlich seines 65. Geburtstages
und seines bevorstehenden Eintritts in den Ruhestand

vier Wochen hatte ich eigentlich Spaß an der Sprache 
gewonnen, aber zur Umkehr war es zu spät. Englisch 
an der Schule war fortan nicht mehr. Wenn ich damals 
gewusst hätte, dass ich 12 Jahre später für zwei 
Jahre nach England gehen würde und dass ich 25 
Jahre später ganz viel mit Settlements weltweit zu tun 
bekommen würde ...

	 Verwendungsnachweis auf 
	 dem Bierdeckel (1986 ff.)

Der Verband für sozial-kulturelle Arbeit, der mich im 
Oktober 1986 unter Vertrag nahm, war in vieler Hin-
sicht eine ziemlich gemütliche Sache, institutionell 
gefördert mit jährlich 2 Mio. DM für den Verband 
selbst und einen kleinen Kreis von 5 langjährig 
gedienten Nachbarschaftsheimen. Einmal im Jahr 
wurden der Senatsverwaltung für Jugend und Familie 
in einem Verwendungsnachweis listenmäßig zusam-
mengefasst die angefallenen Kosten nachgewiesen. 
Ein solcher Verwendungsnachweis bestand aus 
genau EINER Seite im DINA3-Format für die 2 Mio. 
In der Regel war es noch etwas mehr Geld, weil es 
üblich war, Anfang Dezember mitzuteilen, dass das 
Geld leider nicht reicht. Und ebenso üblich war es, 
spätestens am 27. Dezember eine Nachbewilligung 
zu bekommen, die das befürchtete Defizit ausglich 
- die letzten Tage des Jahres herrschte dann das 
berüchtigte Dezember-Fieber. So war das im guten 
alten Westberlin, das immer darauf rechnen konnte, 
dass die Bundesregierung und die Westmächte es 
auf keinen Fall hängen lassen würden, koste es, was 
es wolle. Alle, die sich heute schon daran gewöhnt 
haben, für eine 1000 Euro-Zuwendung einen vollen 
Aktenordner mit Originalbelegen und Kopien für die 
Abrechnung einzureichen, erstarren hier vielleicht 
vor Neid. Aber die Nonchalance, mit der damals alle 
unsere Forderungen ohne ernsthafte Nachfrage 
befriedigt wurden, hatte auch eine Kehrseite, näm-
lich ein auch wieder gemütliches Desinteresse der 
Geldgeber an unserer Arbeit. Es war gewissermaßen 
eine Förderung ohne Forderung. Ein Teil unserer Ein-
richtungen, glücklicherweise eine Minderheit, nutzte 
den solchermaßen eingeräumten Freiraum nicht für 
eine selbstbestimmte gute Arbeit sondern richtete 
sich in diesen Verhältnissen so ein, als könne das 
ewig so weiter gehen - und als seien unsere Ein-
richtungen genauso abgesichert wie der “richtige” 
öffentliche Dienst, dem man sich bis in die tarifver-
traglichen Arbeitsbedingungen hinein vollständig 
verwandt fühlte. Wenn nicht bei der damaligen Sozi-

Herbert Scherer

	 Ein echtes Settlement (1962)

Bevor ich beim Verband für sozial-kulturelle Arbeit 
anfing, hatte ich schon drei sehr unterschiedliche 
Begegnungen mit Nachbarschaftshäusern gehabt. 
Die erste 1962, als ich vier Wochen - ohne zu wis-
sen, was das ist - in London in einem echten tradi-
tionellen Settlement gelebt habe. Hier gab es noch 
die Tradition des im Haus wohnenden Leiters, der 
den bescheidenen Titel “Warden” trug (was so viel 
heißt wie Hausmeister). Hier traf sich noch täglich 
am Nachmittag die ganze Belegschaft zum gemein-
samen Dinner, bei dem man sich über die Ereignisse 
des Tages auszutauschen pflegte. Für “students from 
abroad”, eigentlich eher in der Rolle als ehrenamt-
liche Mitarbeiter denn als Herbergsgäste (wie ich 
einer war) gedacht, gab es Wohnmöglichkeiten in 
diesem (wie in anderen) Settlements.
Wie kam es zu diesem durchaus besonderen Erleb-
nis? Ich hatte eine tiefe Abneigung gegen meinen 
Englischlehrer und hatte meinen Vater um die Erlaub-
nis gebeten, mich vom Englischunterricht abzumel-
den. Mein Vater knüpfte seine Zustimmung an die 
Bedingung, dass ich die Sommerferien in England 
verbringen müsste, um nicht ganz ohne Englisch-
kenntnisse ins Leben hinaus zu gehen. Nach den 
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alverwaltung unter fachlicher Leitung von Dietmar 
Freier ein ganz anderer Geist geherrscht hätte, wären 
wir nach 1989/90, als die reale Welt auch über uns 
alle hereinbrach, förderungstechnisch wahrschein-
lich verloren gewesen.

Stellt Euch vor, die Mauer kriegt Löcher ... (1989 ff)

Stellt Euch vor die Mauer kriegt Löcher und hundert-
tausende kommen zu Besuch - diese Überschrift 
hatte meine Einladung zu einem jour fixe des Ver-
bandes für sozial-kulturelle Arbeit, der zwei oder drei 
Tage vor dem 9. November 1989 stattgefunden hat. 
Hatte ich etwa eine prophetische Gabe? Oder der 
schon erwähnte Dietmar Freier, der uns darauf auf-
merksam gemacht hatte, was zu erwarten war. Wal-
ter Momper hat das Geheimnis zum 20. Jahrestag 
der Maueröffnung gelüftet: schon am 1. November 
hat die DDR-Regierung den Westberliner Senat von 
den beabsichtigten Änderungen des Reisegesetzes 
informiert, woraufhin hektische Betriebsamkeit 
einsetzte, weil man sich darüber klar war, dass mit 
einem enormen Besucherstrom zu rechnen sein 
würde. Den Verband für sozial-kulturelle Arbeit hatte 
man sich von Seiten des Sozialsenats dafür ausge-
sucht, die Nachbarschaftshäuser und andere freie 
Träger des Sozialbereichs auf die zu erwartende 
Situation vorzubereiten und eine Öffnung der Ein-
richtungen an den Wochenenden einzuplanen. Als 
Subunternehmer des Senats wurden wir mit Zuwen-
dungsmitteln ausgestattet, um den Trägern die dafür 
anfallenden zusätzlichen Kosten zu erstatten.

Die eigentliche Herausforderung begann danach - als 
es um die Klärung der Frage ging, wie die künftige 
soziale Infrastruktur im Ostteil des wieder vereinigten 
Berlin aussehen sollte. Unser Zuwendungsgeber 
SenJug hatte die Nachbarschaftshäuser nicht auf sei-
nem Plan, anders die Senatsverwaltung für Soziales, 
die ein altes und einige neu entstandene Nachbar-
schaftseinrichtungen förderte, von denen inzwischen 
einige Mitglied unseres Verbandes geworden waren. 
Hier war man sehr daran interessiert, mit uns zusam-
men zu arbeiten, um im Osten vergleichbare Strukturen 
entstehen zu lassen. Für uns stellte sich damit eine 
zentrale strategische Frage, die in den eigenen Reihen 
zu erheblichen Kontroversen führte - sollten die “erfah-
renen Träger aus dem Westen” jetzt auch im Osten 
solche Einrichtungen aufbauen oder sollten sie auf die 
Entwicklung eigenständiger Ostprodukte setzen - von 
Menschen gestaltet, die doch gar nicht wüssten, wie 
man so etwas macht ... Wir haben uns - anders als viele 
andere Träger und Verbände - eindeutig für die zweite 
Variante entschieden - und das war auch richtig so.

Allerdings war das schon eine heiße Zeit, als der 
Sozialsenat für die Gründung neuer Nachbarschafts-
häuser im Ostteil der Stadt 1,3 Mio. DM zur Verfü-

gung stellte - und keiner dies Geld haben wollte, weil 
damit nur “normale Stellen” finanziert werden sollten 
- und nicht die BAT IIa-Stellen, die zu dieser Zeit aus 
dem goldenen Füllhorn der Arbeitsverwaltung relativ 
stressfrei zu bekommen waren.
Das war schon eine heiße Zeit. Glücklicherweise 
waren einige Kollegen im Ostteil weitsichtig genug, 
um statt Strohfeuer auf eine nachhaltige Entwicklung 
zu setzen und sich an das Wagnis Nachbarschafts-
arbeit zu machen. Das hat sich gelohnt. Bis auf eine 
sind die damals ins Leben gerufenen Einrichtungen 
auch heute noch dabei und sind aus ihren Wohnge-
bieten nicht mehr wegzudenken.

	 Lehrgeld (1991 ff)

Mit dem ersten größeren Projekt, das wir ab 1988 - 
noch unter der Verantwortung meiner Vorgängerin Lore 
Horn - unter unsere Trägerfittiche nahmen, manöv-
rierten wir den Verband gleich beinahe ins Verderben. 
Das war der Juxirkus, für den unsere Mitgliedseinrich-
tung, das NBH im Pestalozzi-Fröbel-Haus, aus formalen 
Gründen keine Zuwendung bekommen konnte. Was 
wir damals nicht wussten: der Zirkusdirektor war ein 
Filou, der die großzügigen, auf völligem gegenseitigen 
Vertrauen beruhende Praxis des Nachweises veraus-
lagter Mittel, die bei uns herrschte, zu seinem privaten 
Nutzen ausnutzte. Wir haben z.B. über Jahre nie einen 
einzigen Originalbeleg der Nachbarschaftsheime gese-
hen, die über uns - wir erinnern uns, auf dem quasi 
Bierdeckel - abgerechnet wurden. Die übermittelten 
Zahlenkolonnen reichten aus. Zum Jahreswechsel 
1991/92 stolperten wir über eine kleine Unregelmä-
ßigkeit und fingen an nachzubohren, um nach und 
nach den ganzen Umfang des Betrugsfalles aufzude-
cken, der sich schließlich auf 30.000 DM erstreckte. 
Was tun, wir hatten ja für die Vorjahre schon eine 
Abrechnung eingereicht, die auf falschen Zahlen 
und gefälschten Belegen gegründet war. Ein kleiner 
Augenblick des Zögerns, dann die Entscheidung: wir 
machen die Sache auf, wir teilen den Zuwendungsge-
bern mit, was wir entdeckt haben - bevor die es ent-

Gäste aus nah und fern waren der Einladung gefolgt
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decken - wir beantragen eine Sonderprüfung gegen 
uns selbst und stellen Strafantrag. Eine mühselige, 
zähe und schmerzhafte Aufklärungsarbeit begann, 
die sich fast fünf Jahre lang hinzog und mir öfter 
den Nerv und manchmal den Schlaf geraubt hat. Im 
Nachhinein bin ich fast dankbar für diese Katastro-
phe, weil wir in Folge interne Kontrollmechanismen 
entwickelt haben, die uns in die Lage versetzten, 
erheblich größere Projekte zu stemmen, ohne je noch 
einmal den Überblick zu verlieren.

Risiken und Nebenwirkungen 
eines verlockenden Angebotes (1992)

Im Jahre 1992 erreichte uns ein verlockendes Ange-
bot aus der Senatsverwaltung für Jugend. Für ein 
neues berlinweites Jugendprogramm zur Öffnung 
kommunaler Jugendfreizeiteinrichtungen für eher 
problematisch empfundene Zielgruppen wurde eine 
Personalverwaltung gesucht. Weiter würde man 
nichts damit zu tun haben. Die Mitarbeiter würden 
auch ein Stellenzeichen im Öffentlichen Dienst 
bekommen. Für diese recht harmlose Rolle bot man 
uns 4 Prozent der Personalkosten als Vergütung an. 
Ich hätte da schon stutzen und den Pferdefuss sehen 
müssen. Aber ich sah in der angebotenen Finanzie-
rung die Möglichkeit, unsere MiniGeschäftsstelle mit 
ihren 1,5 Stellen um wenigstens eine Verwaltungs-
kraft zu erweitern und blieb am Ball. Und so kam es, 
wie es kommen musste: nach unserer Zusage, die 
Aufgabe zu übernehmen, wurde nach und nach deut-
lich, dass es um  mehr ging. Aus rein formalen Grün-
den müssten wir einen Zuwendungsantrag stellen, 
hieß es. Die Sache mit den Stellenzeichen sei doch 
nicht so möglich wie beabsichtigt.

Und so rutschten wir in die Trägerschaft von Outreach 
hinein - auf der Basis einer Konzeption, die wir uns 
nicht selbst ausgedacht hatten. Und mit einer Auf-
gabenstellung, die von den Mitgliedseinrichtungen 
mit Argwohn betrachtet wurde. Eigentlich auf der 
Basis einer eigenen Konzeption angeeignet haben 
wir uns das Jugendprojekt erst im Verlauf der Krise 
1996, von der noch die Rede sein wird.

Zwischen Berg und tiefem, tiefem Tal (1996)

Das heftigste aller Jahre war 1996 - für mich ein 
Musterbeispiel dafür, wie dicht Aufstieg und Nieder-
gang - Krise und Ausweg beieinander liegen können.

1. Seit diesem Jahr waren wir als treuhände-
rischer Zuwendungsgeber verantwortlich für die 
Finanzierung der SenSoz geförderten Nachbar-
schaftseinrichtungen auf Grund eines dreijährigen 
Vertrages. Im Vertrag gab es eine Klausel, dass es 
bei Tariferhöhungen auch Nachbesserungen bei der 
Förderungssumme geben könne - das entsprach 
ja unserer Lebenserfahrung und wir hatten keine 
Bedenken gehabt, dem zuzustimmen. Aber Berlin 
1996 war nicht Westberlin 1985. Und zum Jahres-
wechsel 1995/96 hatte der neugewählte Senat 
entdeckt, dass die Stadt über ihre Verhältnisse 
lebte und Kürzungen aller Orten verordnet. Die 
kleine positiv-Gleitklausel erwies sich in dieser 
Situation als trojanisches Pferd. Wenn es mehr 
sein kann, kann es auch weniger sein. 10 Prozent 
Zuwendungskürzungen wurde als schwarzer Peter 
an uns weiter gereicht und so waren wir flugs vom 
Gönner und Förderer zum Bösewicht geworden.

2. Die juristischen Auseinandersetzungen um die 
Juxirkus Affäre endeten mit Siegen im Strafverfah-
ren und im Zivilverfahren, in dem es um den Ersatz 
des entstandenen Schadens ging. So weit, so gut. 
Dumm war, dass damit die Schonfrist vorbei war, 
die man uns - wegen der laufenden Verfahren - ein-
geräumt hatte. Auf einen Schlag wurde jetzt uns die 
Rechnung präsentiert. Durch Zins und Zinseszins 
war die Schadenssumme inzwischen auf 80.000 
DM angestiegen. Das drohte unserem Verein das 
Genick zu brechen.

3. Dem Jugendprojekt Outreach, das inzwischen 
auf über 35 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ange-
wachsen war, wurden Kürzungen von einem Drittel 
der Gesamtzuwendung auferlegt. Die dadurch 
absehbar notwendigen Entlassungen hatten 
arbeitsrechtlich die Größenordnung einer Massen-
entlassung mit erheblichen zusätzlichen Auflagen 
gegenüber einer normalen Kündigung.

Gisela Hübner, Vorstandsvorsitzende des VskA, Landesgruppe 
Berlin, gratuliert
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So weit die Krisen - die in allen Fällen die Gegen-
kräfte zu ihrer Überwindung mobilisierten. Das hat 
uns - auf lange Sicht gesehen - mehr gestärkt als 
geschadet.

1. In einer denkwürdigen abendlichen Strategie-
Sitzung in einem ungeheizten Seminarraum der 
ufafabrik verständigten wir uns auf eine neue Linie 
zum Umgang mit sozialen Dienstleistungsangeboten 
und Trägerschaften, die die Nachbarschaftshäuser 
durch einen Finanzierungsmix unabhängiger von der 
Zuwendungsfinanzierung machen sollten.

2. Mit einer mutigen Ausnutzung von Ermessens-
spielräumen seitens der Spitze der Senatsverwaltung 
für Arbeit konnte die reale Rückzahlverpflichtung in 
der Juxzirkus-Affäre auf tragbare 8.000 DM reduziert 
werden.

3. Die Outreach-Beschäftigten boten einen betriebs- 
internen Solidarpakt an, in dem durch befristeten  
Gehaltsverzicht der Zeitraum bis zu den notwen-
digen Kündigungen so weit verlängert werden 
konnte, dass für die einzelnen und für das Projekt 
Lösungen gefunden werden konnten. Elvira Berndt 
von Gangway, die mit der gleichen Kürzungsrate 
fertig werden musste, verdanken wir die geniale 
- zuwendungsrechtlich zumindest schräge - Idee 
einer Kofinanzierung durch die Bezirke, die bis heute 
dazu geführt hat, dass beide Projekte - Outreach und 
Gangway - sehr viel stabiler dort “angekommen” 
sind, wo ihr Einsatz gewollt ist. Sie werden dort 
nicht mehr als Sonderangebot des Senats wahrge-
nommen sondern als notwendiger Bestandteil der 
Jugendarbeit vor Ort.

Ein verschlossener Umschlag (1998)

Die Geschichte des Stadtteilzentrumsvertrages ist 
eine in unseren Kreisen zu Recht viel gerühmte 
Erfolgsstory, aber auch sie hat ihre Tücken und 
Stolpersteine.

Es war Ende 1998 - mit dem Stadtteilzentrumsvertrag 
wurden erstmals die Förderungen unterschiedlicher 
Senatsverwaltungen für die Nachbarschaftsarbeit 
und die Selbsthilfe zusammengeführt. Der entspre-
chende Vertrag sollte eine Laufzeit von 1999-2002 
haben. Wieder ein Aufstieg. Und wieder mit einem 
Pferdefuß. Dieser befand sich in einem verschlos-
senen Umschlag, der uns 10 Minuten nach der Ver-
tragsunterzeichnung überreicht wurde und in dem 
eine Tabelle lag, aus der wir entnehmen konnten, 
welche, sagen wir,  brutalen Zuwendungsumver-
teilungen wir in den nächsten Jahren umzusetzen 
hätten. In diesem Moment begann ein Tauziehen, 
das zwar insgesamt nicht erfolglos war, aber uns als 
Verband und mich als Person ganz schön aufgerie-
ben hat.

	  Zum Jagen getragen ? (1999 ff)

Georg Zinner stellte damals fest, dass man den 
Scherer zum Jagen tragen müsse. Er müsse viel 
mehr in die Offensive gehen. Zinner hatte durch-
aus Recht. Aber ich fühlte mich damals oft wie ein 
General ohne Armee, denn nach jeder Geschäftsfüh-
rersitzung, in der es wieder ein Grillen des Verbands-
geschäftsführers gegeben hatte, ich zumindest das 
Gefühl hatte, in den eigenen Reihen nicht sehr viel 
Rückhalt zu haben. Inzwischen habe ich am Beispiel 
des Kollegen Löhnert vom Paritätischen Wohlfahrts-
verband gesehen, wie man das anders machen kann 
- und ich stelle mir ernsthaft die Frage, ob nicht ein 
bisschen mehr Löhnert im Scherer besser gewesen 
wäre - vielleicht auch ein bisschen mehr Scherer im 
Löhnert. Aber ich tendiere zu der Einschätzung, dass 
das ziemlich unterschiedliche Rollen sind, die beide 
ihre Notwendigkeit haben und kaum in einer Per-
son zu vereinen sind - und sich besser in der Weise 
ergänzen, wie wir das in den letzten Jahren miteinan-
der und gegeneinander gelernt haben.

Von einer Million und allen guten 
Geistern verlassen (2002)

Im Jahr 2002 kam es zu einer Zusammenballung 
einer ganzen Reihe von Problemen. Nachträglich 
betrachtet war das Jahr 2002 für mich wohl das 
schwärzeste in meiner ganzen beruflichen Zeit. 
Da gab es eine Senatsklausur, in der beschlossen 
wurde, die gesamte zuwendungsrechtliche Zustän-
digkeit für die Stadtteilzentren, die sich bis dahin 
SenJug und SenSoz geteilt hatten, auf SenSoz zu 

Ingrid Stahmer, ehemalige Berliner Bildungssenatorin, 
und Herbert Scherer
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übertragen. Damit war uns ein wichtiger Bünd-
nispartner abhanden gekommen, den wir immer 
wieder hatten in Stellung bringen können, wenn wir 
Forderungen der anderen Seite, mit denen wir nicht 
mitgehen konnten, abwehren wollten. Dass bei 
der Übertragung der Zuständigkeit auch gleich die 
Summe von einer Million DM oder 500.000 Euro 
durch irgendeinen Taschenspielertrick verloren 
gegangen war, erschwerte alles zusätzlich.
Die unserem Verband nicht allzu freundlich 
gesinnte SenSoz-Verwaltung wollte uns in dieser 
Situation zur Umsetzung von Kürzungen gegenüber 
einigen unserer Einrichtungen zwingen, für die es 
aus unserer Sicht weder eine Notwendigkeit noch 
eine Begründung gab.  

Für die Weiterführung des Stadtteilzentrumsvertrages 
ab 2003 hatte man sich inzwischen mit dem Pari-
tätischen Wohlfahrtsverband einen neuen Partner 
gesucht und meinte offenbar, auf unsere Argumente 
keine Rücksicht mehr nehmen zu müssen.
Die Auseinandersetzungen um diese Auflagen, 
deren Umsetzung wir beharrlich verweigerten, ver-
gifteten die Atmosphäre vollends. Das Jahr ging zu 
Ende und es gab noch immer keine Lösung. Und 
jetzt begann auch mein Rückhalt im Vorstand zu 
bröckeln, sollten wir nicht doch wider besseres Wis-
sen klein beigeben und schon gefertigte Förderbe-
scheide widerrufen? Alle guten Geister waren dabei, 
mich zu verlassen. Die Mitgliedseinrichtungen 
begannen sich in Windeseile auf den neuen Zuwen-
dungsgeber DPW zu orientieren, was sehr nach-
vollziehbar war, denn dem war es durch geschickte 
Verhandlungsführung mit der Sozialverwaltung 
gelungen, Ersatz für die verschwundene Million zu 
beschaffen - was uns niemals gelungen wäre.

Aber auch aus dieser Krise haben wir herausge-
funden - die Beratung durch einen kompetenten 
Rechtsanwalt konnte meinem Vorstand die 
Überzeugung vermitteln, dass wir uns auf dem 
Rechtsweg gute Chancen gegen die angedrohte 
Rückforderung der Senatsverwaltung ausrech-
nen könnten - ich brauchte keinen Rückzieher zu 
machen und tatsächlich haben wir den Rechts-
streit mit der Senatsverwaltung im nächsten Jahr 
erfolgreich bestanden und 40.000 Euro gerettet. 
Und der Übergang der Zuwendungsverantwortung 
auf den Paritätischen Wohlfahrtsverband war alles 
in allem auch auf Dauer ein Segen für die Zentren 
und hat uns ermöglicht, wieder ein Verband zu wer-
den, der mit seinen Mitgliedern an einem Strang 
zieht, statt sich ständig mit ihnen zu streiten.

Wir haben gesiegt, die Perser kommen ...
 (die Jahre ab 2003)

Dies berühmte Zitat des ersten Marathonläufers 
erinnert uns daran, dass Sieg und Niederlage 
durchaus zusammen gehen können. Für unseren 
Verband haben die Jahre ab 2003 gute und 
schlechte Aspekte. Damit, dass die Zuständigkeit 
für die Förderung der Stadtteilzentren vom Ver-
band auf den DPW übergegangen ist, wurden wir 
von einigen nicht mehr als relevante Akteure auf 
diesem Feld betrachtet. Auf der anderen Seite hat 
uns die Entlastung von der ambivalenten - und 
eigentlich unmöglichen - Doppelrolle als ausfüh-
rendes Organ der öffentlichen Verwaltung und als 
fachlicher Interessenverbund der Nachbarschafts- 
einrichtungen erst ermöglicht, wieder zu einem 
richtigen Verband zu werden, in dem Willensbil-
dung passiert und Kräfte sich im Zusammenwirken 
gegenseitig verstärken. Zugleich haben unsere 
zentralen Themen gerade auch in dieser Zeit eines 
nach dem andern seinen Siegeszug durch die Welt 
angetreten: Soziokultur, Selbsthilfe, bürgerschaft-
liches Engagement, Ehrenamt, Sozialraumorien-
tierung, Gemeinwesenarbeit, Familienzentren, 
Mehrgenerationenhäuser, sozialer Zusammenhalt 
- es ist geradezu atemberaubend. Manches ist 
ernst gemeint und zukunftsweisend, manches 
unterscheidet sich kaum von der nächsten Sau, 
die durchs Dorf getrieben wird, weil es gerade 
modern ist. Viele Berliner Einrichtungen konnten 
von der Entwicklung profitieren und sind in diesen 
Jahren enorm gewachsen. Auf den Verband hat 
sich das bisher weniger ausgewirkt, ist er so etwas 
wie der Mohr, der seine Schuldigkeit getan hat - 
und jetzt, wo fast alles, wofür er steht, Mainstream 
geworden ist, gehen kann? Dazu ein vehementes 
NEIN - für die meisten der o.g. Themenschwer-
punkte gibt es Spezialagenturen, die die einschlä-
gige Definitionsmacht für sich beanspruchen. Das 
führt zu Fehlentwicklungen noch und nöcher, zu 
Verzettelung und Kräfteverschleiß. Gerade weil 
unsere Themen so populär sind, besteht m.E. die 
wichtigste Zukunftsaufgabe für unseren Verband 
darin, als ganzheitlich aufgestellte Avantgarde die-
ser Moderne sich die Definitionsmacht zurück zu 
erobern. Die Kräfte dafür sind da: in unseren Tradi-
tionen, in der Kompetenz der Mitarbeiter/innen in 
unseren Einrichtungen, wenn diese sich - vermittelt 
über den Zusammenhalt im Verband - als WIR ver-
stehen und ihr Heil nicht auch eher in der Durchset-
zung partikularer Interessen suchen. 
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Liebe Gäste! Und ganz besonders - lieber Herbert!
Vieles ließe sich heute Abend über Dich sagen.
Aber NUR eines ist MIR wichtig:  Wer ist Herbert 
Scherer für mich?
Wenn sich Probleme auftürmen, mir den Blick ver-
stellen, ich nicht mehr weiter weiß, greife ich zum 
Telefon und wähle - 280 96 103. 
Seit 10 Jahren schon.

Noch nie habe ich gehört:  tue dieses, lass jenes. 
Mein Telefonjoker analysiert das jeweilige Problem 
mit der erforderlichen Distanz und Gelassenheit. 
Und gibt mir damit wieder den klaren Blick zurück. 
 
Immer ist er für mich erreichbar.  
Nie genervt.
Absolut vertrauenswürdig. 
Uneigennützig.
Wohltuend einfühlsam.
Und – sehr, sehr erfahren.

Er braucht nur ein paar Minuten: dann sind die 
Dinge auf den Punkt gebracht - und die Lösung 
formt sich von selbst. 

Vor genau zehn Jahren, im Januar 2000, lernte ich 
ihn mitten im Winter als Mann in Sandalen kennen. 

Das war aber nur die äußerliche Besonderheit! Das 
wirklich Besondere an ihm habe ich später erkannt: 
Die Dinge so zu sehen, wie sie sind. 
Und – sie auszusprechen! 

Die Dinge so sehen, wie sie sind. Und sie aussprechen!

Klar, ohne Schnörkel, und manchmal auch drastisch: 
Wie in seiner Rede „Wenn der Schwanz mit dem 
Hund wedelt.“ 

Dann lassen wir ihn doch mal wedeln: „Was für die 
Immobilienkrise der eingerechnete inflationäre Wert-
zuwachs war, ist in unseren Systemen die Antrags-
lyrik, gepaart mit Erfolgs – bericht – erstattungs 
– pflicht. Das sind virtuelle Großartigkeiten, denen 
gegenüber die Wirklichkeit nur verlieren kann…. Ein 
typischer Verlauf besteht aus einem überhöhten 
Versprechen am Anfang, einer Projektlaufzeit voller 
Stress in dem Bemühen, wenigstens den Schein der 
Übereinstimmung von geplantem und realisiertem 
Vorhaben zu wahren – und dem abschließenden 
Erfolgsbericht. Das Problem, um das es einmal 
gegangen sein mag, tritt in den Hintergrund.“

Klare Worte. Ganz klare Worte! 

Damit öffnet er Türen. Türen dem Verband für 
sozial-kulturelle Arbeit. Und Türen auch den 
Mitgliedseinrichtungen. 

Offene Türen für einen besonderen Raum, Herbert 
Scherer vergleicht diesen mit Christos Verhüllung 
des Reichstages: 

„Dieser Raum war dem kommerziellen Bereich ent-
zogen, es gab … kein Sponsoring. Hunderttausende 
von Menschen strömten zu diesem Platz, auf dem 
nichts weiter passierte, außer dass da dieser Anlass 
war, der verhüllte Reichstag mit seiner eigenartigen 
Ästhetik. Interessant war die Stimmung auf dem 
Platz, eine leise, angenehm kreative, multikultu-
relle, generations- und klassenübergreifende gelas-
sene Fröhlichkeit. Ich behaupte, die Leute… sind auf 
der Suche nach solchen Räumen, in denen sie und 
alle anderen willkommen sind und in denen sie sich 
begegnen können. Unsere Zentren sollen solche 
Räume sein und solche Räume anbieten. Hier kön-
nen sich die Kräfte der Menschen bündeln und es 
kann Energie entstehen, um Wohlbefinden zu schaf-
fen, Wohlfahrt im wahrsten Sinne des Wortes.“

Damit ist alles gesagt. 
Auf Wohlbefinden und Wohlfahrt! 
Und auf DEIN ganz besonderes Wohl, 
lieber Herbert Scherer!

Rede von Birgit Monteiro anlässlich des 65. Geburtstages von Herbert Scherer am 30./31.01.2010

Herbert Scherer und Birgit Monteiro
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Internationale Beziehungen
Internationales Jugendtreffen in Berlin 

12.September -19.September 2010 
und in New York 

vom 2. Oktober bis 10. Oktober 2010

ren, den anderen ausreden lassen, nicht bewerten 
und beurteilen sind nur einige davon. Das gelernte 
wurde gleich praktisch im Plenum mit 90 Leuten 
ausprobiert. Es klappt!

In verschiedenen Stadtrallyes informierten sich die 
Teilnehmer über das historische und politische Berlin, 
im Alliiertenmuseum konnten sie erfahren, welche 
Rolle die Alliierten in Berlin und Deutschland nach 
dem Ende des zweiten Weltkrieges spielten. Am Tag 
der Haushaltsdebatte stand ein Besuch im Bundes-
tag auf dem Programm. Hier wurde eine Abgeordnete 
intensiv von den interessierten jungen Menschen 
befragt und musste Rede und Antwort stehen. 

Am letzten Tag der Begegnung  präsentierten 
die Teilnehmer ihre erarbeiteten Ergebnisse. Ein 
gelungener Auftritt der Theatergruppe und eine 
kulinarische Reise durch die verschiedenen Länder, 
vorbereitet von den Teilnehmern, rundeten die 
Jugendkonferenz ab. Anschließend wurde bis zum 
frühen Morgen getanzt, gelacht und gefeiert. Die 
Stimmung war einfach großartig!

Unsere gemeinsame Erfahrung: wichtig ist das 
gemeinsame Handeln, das Bearbeiten einer 
gemeinsamen Aufgabe. Auch über Sprachbarrieren 
und kulturelle Unterschiede hinweg entsteht dabei 
Gemeinsamkeit und gegenseitiges Verständnis.

Alle sind sich einig: dies war keine einmalige Ange-
legenheit, sondern der Auftakt zu weiteren Treffen. 
In New York bereiteten die Kollegen und Kolleginnen 
von THE DOOR den Teilnehmern aus Berlin einen 
herzlichen Empfang. Die Besichtigung des Jugend-
zentrums begann natürlich mit einem fröhlichen 
Spiel. Anschließend wurde das Haus besichtigt und 
während der nächsten Tage war fester Bestandteil 
des Tagesprogramms die aktive Mitarbeit unserer 
Teilnehmerinnen in THE DOOR bei der Vorbereitung 
und Durchführung eines großen Festes.

Darüber hinaus nahmen die Teilnehmer gemeinsam 
an Workshops und Veranstaltungen teil und schmie-
deten Pläne für künftige Treffen und gemeinsame 
Projekte. Sicher wird es z.B. Musik und Theaterpro-
jekte und  gegenseitige Praktika in den Nachbar-
schaftszentren geben.

Jugendliche aus acht Ländern in der ufafabrik

Unter dem Motto „Europe Believes in You(th)“ und 
„Vielfalt der Jugend in der heutigen Welt“ trafen 
sich 90 junge Leute zwischen 17 und 25 Jahren aus 
Kanada, USA, Lettland, Rumänien, Niederlanden, 
Spanien, Großbritannien und Deutschland zu einer 
einwöchigen internationalen Begegnung im Jugend- 
und Kulturzentrum Spirale und in der ufafabrik.  
Organisiert wurde dieses Treffen vom Nachbar-
schafts-und Selbsthilfezentrum in der ufafabrik.

In Workshops, Exkursionen, Seminaren, Theater, 
Tanz- und Musikgruppen sowie in einer Ideenwerk-
statt haben die Teilnehmer innerhalb kürzester Zeit 
nahezu unglaubliche Kompetenzen erworben. So 
haben Teilnehmer, die noch nie vorher ein Instrument 
in der Hand hatten, eine bühnenreife Musikshow prä-
sentiert. Unter Einbeziehung des Publikums gab es 
eine interaktive Theateraufführung. Es wurden Sze-
nen dargestellt, die die Hauptmerkmale der einzel-
nen Länder auf humorvolle Art und Weise darstellten.

Im Interkulturellen Garten des NUSZ legten Teilneh-
mer gemeinsam mit Familien, die den Garten bewirt-
schaften, eine Kräuterspirale an und ließen sich 
auch von kühlen Temperaturen und strömendem 
Regen nicht von der Arbeit abhalten.

Der Kinderbauernhof verfügt nun dank des Einsatzes 
der jungen Leute aus Lettland,  Kanada und USA 
über ein Dach über seinem Lehmofen. 

In Kommunikations- und Dialogworkshops erarbei-
teten sich die Teilnehmer Kriterien für gelingende 
Kommunikation in großen Gruppen. Ruhig zuhö-
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Finanziert wurde das Treffen der europäischen Teil-
nehmer im September in Berlin durch das Programm 
„Youth in Action“ der Europäischen Union.
Die Projekte „Vielfalt der Jugend in der heutigen 
Welt“ wurden finanziell gefördert vom Bundesminis-
terium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Wir danken dem  Verband für sozial-kulturelle Arbeit, 
dem IFS (International Federation of settlement cen-
ters) und dem Nachbarschaftsheim Schöneberg für 
die gute Unterstützung. Wir danken allen Beteiligten 
für ihre begeisterte und begeisternde Mitarbeit.

Nächste internationale Jugendtreffen finden voraus-
sichtlich statt in Utrecht, Niederlande im Mai 2011 
und in Oradea, Rumänien im September 2012.

Renate Wilkening im November 2010

Unter diesem Leitthema trafen sich 500 Teilnehmer 
aus Nachbarschaftszentren und sozialen Organisa-
tionen vom 2.10. bis 10.10.2010 in New York. 
30 Teilnehmer kamen aus Deutschland. Gleichzeitig 
feierten die New Yorker Nachbarschaftszentren ihren 
90. Geburtstag, das University Settlement  als erstes 
Settlement in den USA sein 125 jähriges Bestehen  
und die Vereinigung der amerikanischen Nachbar-
schaftszentren UNCA ihren 100 jährigen Geburtstag.       

Hier  einige Blitzlichter von Veranstaltungen und 
Besuchen von Organisationen, die meiner Meinung 
nach Bedeutung für die Sozial- und Jugendarbeit in 
Deutschland haben können. Das komplette 
Programm ist auf der IFS-Homepage zu finden. 
www.ifsnetwork.org.

 Red Hook Community Justice Center in Brooklyn

Familien-, Straf- und Zivilgericht im Stadtteil. Gegrün-
det 1992 ist es das erste und bislang einzigartige  
multiprofessionelle Familien-, Straf-, und Zivilgericht 
in einem Stadtteil in New York. Einzigartig weil es 
ein Stadtteilgericht ist, einzigartig auch, weil in ihm 
Richter, Staatsanwälte und Sozialarbeiter gemein-
sam in gegenseitiger Wertschätzung und sehr eng 
miteinander an allen Fällen arbeiten. Darüber hinaus 
arbeitet das Gericht eng mit der Kommune und den 
Gewerbetreibenden und den Nachbarn zusammen.

Red Hook ist der Name der Nachbarschaft, in der 
das Stadtteilgericht liegt. In Amerikas Städten heißen 
die Regionen in den Stadtteilen „neighbourhoods“ 
(Nachbarschaften).

Ausschlaggebend für die Gründung dieses Stadtteil-
gerichtes war die Tötung des Direktors einer Schule 
durch eine Jugendgang. Er wurde erschossen, wäh-
rend er auf der Suche nach einem vermissten Schü-
ler seiner Schule war.

Im Vordergrund der Arbeit dieses Gerichtes steht 
nicht die Bestrafung eines Täters, sondern die 
gemeinsame Suche von Richtern, Staatsanwälten 
und Sozialarbeitern nach einer Lösung für einen 

Internationale Beziehungen
Konferenz des Weltverbandes der Nachbarschafts-und Settlement Center (IFS)

in New York 

Innovation Inclusion Impact
Innovation - Inklusion - Einfluss nehmen

Im strömenden Regen legten die Jugendlichen diese Kräuter-
spirale im Interkulturellen Garten der ufafabrik an

http://www.ifsnetwork.org
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straffällig gewordenen Menschen. Ziel ist es, das 
für den einzelnen straffällig gewordenen Menschen 
richtige Urteil zu finden, in denen sich die Konse-
quenzen seines Handelns wiederfinden, die Hinter-
gründe seiner Tat geklärt werden, seine Herkunft 
und sein soziales Umfeld beachtet und Schritte 
beschlossen werden, die ihm ermöglichen, sich  
wieder in die Gesellschaft zu integrieren. Es werden 
ausschließlich leichte Vergehen verhandelt.

Wird ein Täter von der Polizei gefasst, kommt er 
zunächst in Haft und wird  innerhalb von 24 Stun-
den dem Richter vorgeführt. Die Polizei informiert 
einen der Sozialarbeiter des Teams. Der Sozialar-
beiter kümmert sich sofort um den Inhaftierten 
und begleitet ihn während der Haft bis zum Prozess 
und zur Urteilsverkündung. Der Sozialarbeiter doku-
mentiert seine Einschätzung über den Häftling, 
entwickelt Empfehlungen für den Richter und dis-
kutiert diese mit dem Richter. Ob der Richter den 
Empfehlungen des Sozialarbeiters folgt, entscheidet 
er allein.

Je nach Schwere ihres Vergehens verurteilt der Rich-
ter den Betroffenen zu  einer Gefängnissstrafe oder 
zu gemeinnütziger Arbeit. 

Ergebnis der Arbeit ist ein spürbarer Rückgang vor 
allem der Jugendgewalt und Jugendkriminalität 
und ebenso ein Rückgang der Rückfälligkeit von 
Straffälligen. 

Das Jugendzentrum: THE DOOR gegründet 1971

Mitten in Manhattan, zwischen Tribeca und SoHo, 
nahe an Chinatown, liegt das Jugendzentrum in drei 
Stockwerken eines riesigen Gebäudes.

Als erstes fällt auf: gleich nach dem Öffnen der Tür 
sind gut platziert 2 große, kräftige Security Leute. 
Dies ist übrigens in allen Schulen, Kitas und sozialen 
Organisationen der Fall.

Im Eingang immer: Security. Mehr als 11.000 
Jugendliche zwischen 12 und 21 Jahren nutzen im 
Laufe eines Jahres das Zentrum .

Wenn Jugendliche die Angebote von THE DOOR nut-
zen wollen, werden sie Mitglied. Voraussetzung dafür 
ist ein Anmeldeprozess, in dem sie auch nach ihrer 
Motivation, das Haus zu nutzen, befragt werden. 

Ein Schwerpunkt ist neben den umfangreichen 
Freizeitangeboten die Beratung von Jugendlichen 
in schwierigen Lebenssituationen. Ein großes 
Problem in New York ist zum Beispiel die Schwan-
gerschaft sehr junger Frauen (12-14jährig). Hier 
nehmen auch Gesundheitsfragen einen großen 
Raum ein: Umgang mit Geschlechtskrankheiten, 
HIV, Impfmöglichkeiten etc.

Die Beratung der jungen Menschen ist absolut 
vertraulich, Eltern erhalten keine Auskunft, es sei 
denn, dies ist der dringende Wunsch des Jugend-
lichen. Sie haben ebenfalls die Möglichkeit, Schul-
abschlüsse nachzuholen. Zu den Freizeitangeboten 
gehören Tanzkurse, Musikworkshops, Computer-
kurse, Kunstkurse, Meditationskurse etc.
Alle Angebote bei „The Door“ sind kostenlos. 
THE DOOR ist eine Einrichtung des University 
Settlement Centers New York.

Ein Wort zur Nachhaltigkeit.
Bailey, die Leiterin von THE DOOR, und ihr Kollege 
Christian, waren im September diesen Jahres in 
Berlin als Teilnehmer der Jugendkonferenz  „Viel-
falt der Jugend der Welt“. Siehe hierzu geson-
derter Artikel. Es wird auch weitere Kontakte, 
gegenseitige Arbeitsbesuche und die Entwicklung 
gemeinsamer Projekte der Jugendarbeiter aus 
Nachbarschaftszentren aus Deutschland und USA 
geben. 
 

Im Red Hook Community Justice Center in Brooklyn

Tony Wagner, der scheidende IFS-Präsident, und Renate Wilkening, 
frisch gewählte IFS-Vizepräsidentin
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Eröffnungsveranstaltung am Mittwoch, dem 6.10.2010 
Thema: Die lokale Bedeutung internationaler 
Philanthropie

Tony Wagner, der an diesem Tag noch amtierende 
Präsident des IFS, stellte die weltweite Bedeutung 
der Arbeit des Weltverbandes vor.  

Anschließend berichten Pioniere der Stiftungsbewe-
gung und heutige Präsidenten und Geschäftsführe-
rinnen verschiedener amerikanischer und weltweiter 
Stiftungen über die Ziele und Aufgaben ihrer Stiftungen. 
Anders als in Deutschland sind Stiftungen die Hauptfi-
nanzierer sozialer Arbeit in Amerika.
Unter den unzähligen Workshops gab es auch Präsenta-
tionen aus Deutschland. So stellte das Nachbarschafts-
zentrum „MITTENDRIN in Hellersdorf“ aus Berlin unter 
dem Titel „Different is normal“ seine Arbeit vor. Der 
Verein bietet für die Menschen im Stadtteil Hellersdorf 
gezielte, orientierte, strukturierende und begleitende 
Angebote an, die helfen sollen, die angestrebte dauer-
hafte soziale Wiedereingliederung der Klienten in unsere 
Gesellschaft voran zu bringen. 

Ein weiterer Workshop mit Herbert Scherer (VSKA), 
Michelle Yvory (New York), Renate Wilkening und 
Patrick Pesch (ufafabrik) fand statt zum Thema: The 
Power and Practice of International Exchange (Die 
Kraft und Praxis der internationalen Begegnungen)

Am Freitag, dem 4.10., begrüßt Dr. Roberta Nasser, 
Vorstandsmitglied im IFS und Vertreterin des IFS in 
der UNO, die Teilnehmer im UN Church Center zum 
Thema  „Menschenrechte, Armut und die Rolle der 
Settlement Bewegung weltweit“. 

Fred Kirungi (Uganda), Pressesprecher des UNO 
Hochkommissariats in Genf und Ansprechpartner 
bei Bekanntwerden von Menschenrechtsverlet-
zungen, berichtet, der Fokus bei allen Aufgaben 
der UN liege stets auf dem Umgang mit den Men-
schenrechten. Jedes einzelne Land werde auf die 

Einhaltung der Human Rights getestet. 
Im Jahr 2010 sind die USA im Test. In 2011 wird 
ein Abschlussbericht mit Empfehlungen der UN 
veröffentlicht.

Veronica Rodriguez de Guguceaga (Venzuela),  
Direktorin des Community Center Cumnidad Camuri 
Grande (IFS Mitglied), das nach der verheerenden 
Flutkatastrophe, die 1999 weite Teile Venezuelas 
verwüstete, gegründet wurde und sich seither der 
Wiederherstellung der sozialen Infrastruktur für die 
Überlebenden der Region widmet. Veronica erläutert 
den Leitgedanken ihres  Zentrums, der sich auf Art. 
29 der Menschenrechtskonvention stützt. „Jeder hat 
die Pflicht gegenüber der Gemeinschaft, in der allein 
die freie und volle Entfaltung seiner Persönlichkeit 
möglich ist…“ Wachstum einer Gesellschaft sei nur 
dann möglich, wenn jeder Einzelne seine Rechte 
und die Verantwortung gegenüber dem Gemeinwe-
sen wahrnimmt. Die Region Cumnidad Camuri war 
geprägt durch extreme Armut, Korruption und einen  
niedrigen sozialen Standard. Die Arbeit des Nachbar-
schaftszentrums trägt in hohem Maße zu einer konti-
nuierliche Entwicklung besserer Lebensbedingungen 
für die Menschen bei.  

Marta Henzler aus Polen berichtet über polnische 
Community Projekte. Für Polen sei es nach wie vor 
eine große Herausforderung - nach 45 Jahren kom-
munistischer Herrschaft - den Gedanken demokra-
tischer Entwicklung auch in den Kommunen lebendig 
zu machen und Solidarität  zu leben.
Soziale Projekte in Polen sind eingebunden in die 
Regierungsstruktur und keine NGO. Sozialarbeiter in 
Polen heißen im Übrigen Sozialanimateure.

Sabita Swain und Sarangadhar Samal sind Men-
schenrechtsaktivisten aus Orissa, eine der ärmsten 
Regionen Indiens. Sie berichten: Viele Menschen 
leben auf der Straße und verhungern. Das Com-
munity Center NYSASDRI eine NGO übernimmt 
die Gesundheitsversorgung und -aufklärung in der 

Workshoppodium mit Herbert Scherer

Erfahrungsaustausch mit Kollegen aus aller Welt
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Region. Wesentlicher Arbeitsschwerpunkt sei es, für 
tausende blinde Menschen Augenoperationen zu 
organisieren. 

In der anschließenden Diskussion fragen die Teilneh-
mer, was die UN Kommission unternimmt, um gegen 
sexuelle Gewalt, Vergewaltigung von Kindern, Kor-
ruption, Verbrechen gegen Menschenrechte, Hunger, 
Drogenhandel vorzugehen.  Es gibt natürlich meh-
rere Aktivitäten, wie z.B. den internationalen Fonds, 
speziell für Opfer sexueller Gewalt. Auf die Frage, 
welche Sanktionen greifen gegenüber unfähigen und 
unwilligen Regierungen, die ständig Menschenrechte 
verletzen, lautet  die deprimierende Antwort: „We 
don’t think that the UN can really do anything but call 
attention and support civil society“.

Samstag, 9. Oktober 2010

Der Morgen beginnt mit der Sitzung der Verbände der 
Nachbarschaftsorganisationen, die Mitglieder im IFS 
sind. In Deutschland gibt es zur Zeit noch zwei: den 
Verband für sozial-kulturelle Arbeit und den Verband 
für sozial-kulturelle Arbeit, Landesgruppe Berlin.
Zu der geplanten Fusion wird an anderer Stelle 
berichtet.

Die Teilnehmer beschließen, die Ziele und Aufgaben  
der Verbände, ihre Rolle und Bedeutung in regionaler 
und nationaler Hinsicht sowie die Struktur der Ver-
bände mittels Fragenkatalog zu ermitteln und dann 
transparent für alle auf die IFS-Homepage zu stellen.

Die Mitgliederversammlung des IFS tagt und ein 
inhaltlicher Schwerpunkt zum Thema Inklusion und 
Einfluss nehmen ist der sehr berührende Bericht 
einer finnischen Romafrau, die mit Hilfe und Unter-
stützung eines finnischen Nachbarschaftszentrums 
lesen und schreiben lernte und die mit großem Enga-
gement und sehr erfolgreich in Regierung und Ver-
waltung Finnlands für die Rechte der Roma eintritt. 
Weiterer Schwerpunkt ist die Jugendarbeit im IFS.
Erklärtes Ziel ist es, junge Menschen, die bereits in 
den Nachbarschaftszentren arbeiten und aktiv sind, 
intensiv zu fördern, um unter anderem auch den IFS 
jung und lebendig zu erhalten. 
Der Film über die internationale Jugendbegegnung 
mit 90 Teilnehmern in Berlin im September begeis-
tert die Teilnehmer und führt zu spontanen Koope-
rationsangeboten und Projektideen (z.B. zwischen 
Venezuela und Deutschland). Das Video ist über 
YouTube und facebook zu sehen.

Es werden 10 neue bzw. alte Vorstandsmitglieder 
gewählt und so hat der IFS Vorstand satzungsgemäß 
24 Vorstände.

Auf der folgenden Vorstandssitzung verabschiedet 
sich Tony Wagner als Präsident, denn seine Wahl-
zeiten sind um. Als neuer Präsident wird Michael 
Zisser, der Direktor des University Settlement, 
gewählt. Weitere Namen und Funktionen finden Sie 
auf der IFS-Homepage.

Inhaltlich berieten die Vorstände über die Förderung 
junger Leute in den eigenen Reihen als potientielle 
künftige Lenker der Geschicke des IFS. Nach wie 
vor halten die Vorstände die Jugendarbeit und das 
Umsetzen eines Jugendprogramms für wichtig. 
Das im Mai in Wien entworfene Aktionsprogramm 
für die nächsten 3 Jahre wurde beschlossen. Über 
die Rolle und Position der Nationalen Verbände 
innerhalb des IFS wurde beraten. 
Siehe hierzu: www.ifsnetwork.org

Renate Wilkening 
(Geschäftsführerin Nachbarschaftszentrum ufafabrik 
und IFS Vizepräsidentin Europa)

Quellen:

IFS homepage
IFS Broschüre Inclusion, Innovation, Impact
IFS Broschüre : Building inklusive communities.
VSKA Rundbrief 2/2006: Best practice – Unter 
einem Dach,
Nachbarschaftshäuser als Brücken zwischen den 
Generationen
IFS Fachkonferenz in Berlin 4.-8.10.2006
Reiseberichte der Teilnehmer aus Deutschland
Helsinki Statement des IFS von 2007
Satzung des IFS 

http://www.ifsnetwork.org
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Die Rolle der Settlements (Nachbarschafthäuser) 
beim Wiederaufbau von Gemeinwesen (Communities) 

- Beispiele aus New Orleans, Berlin und New York -

Übersetztes Transskript eines Workshops auf der IFS-Konferenz in New York (Oktober 2010)

Aus dem Ausschreibungstext zu diesem Workshop:

Settlements und Nachbarschaftshäuser haben eine spezielle Rolle in ihren Stadtteilen. Ihr Wissen um die Bedarfs-
lagen der Anwohner, das Vertrauensverhältnis, das zwischen dem Gemeinwesen und den Nachbarschaftszentren 
besteht, und der umfassende Charakter ihrer Dienstleistungen bedeutet, dass ihre Programme in besonderer Weise 
dafür geeignet sind, Gemeinwesen bei ihrem Wiederaufbau nach Naturkatastrophen oder politischen Desastern zu 
unterstützen. In diesem Workshop werden drei solcher Desaster diskutiert: der Wiederaufbau von New Orleans nach 
Hurrikan Katrina, die Wiedervereinigung Deutschlands nach dem Fall der Mauer und die Bemühungen, das Leben in 
Lower Manhattan nach den Terrorattacken vom 11. September 2001 wieder zu normalisieren. 

Susan Stamler: 
Leiter von Nachbarschaftshäusern kämpfen im 
täglichen Leben mit allerhand Tücken, um die Ein-
richtungen und ihre Programme zu sichern. ������� In die-
sem Workshop wollen wir uns aber mit größeren 
Herausforderungen beschäftigen. Welchen Beitrag 
konnten Nachbarschaftshäuser bei tiefer greifenden 
Krisen spielen. Wie konnten sie helfen, Schmerz zu 
lindern und die Gemeinwesen wieder aufzubauen. 
Wir werden das an drei Beispielen diskutieren: der 
Situation in New Orleans nach Hurrikan Katrina, der 
Wiedervereinigung Berlins nach dem Fall der Mauer 
und an den Aufgaben in Lower Manhattan nach dem 
Terrorangriff vom 11. ��������������������������   September 2001. Wir begin-
nen mit Keith Liederman, dem Direktor von Kingsley 
House in New Orleans.

Keith Liederman: 
Kingsley House ist das älteste Settlement im Süden. 
Es wurde 1896 gegründet, uns gibt es also seit fast 
115 Jahren. ��������������������������������������      Ich arbeite dort seit 16 Jahren, also 
schon seit einiger Zeit vor den Hurrikans Katrina und 
Rita. ���������������������������������       �� ���������� Aber zum Direktor war ich erst 1 ½ Jahre vor 
den Stürmen geworden, ich war also in dieser Rolle 
noch nicht allzu erfahren, als dieses Unglück uns am 
29. Mai 2005 heimsuchte. Katrina war ein Sturm, 
der mit 145 Meilen in der Stunde alle Rekorde brach. 
Er traf bei New Orleans aufs Land. ���������������  Die Deiche bra-
chen und in wenigen Stunden standen 80 Prozent 
der Stadt unter Wasser, 180 Quadratmeilen, eine 
Fläche sieben Mal so groß wie Manhattan. 100.000 
Haushalte standen mehr als einen Meter unter Was-
ser. 200.000 Wohnungen waren vollständig zerstört. 
650.000 Menschen im Großraum New Orleans 
waren obdachlos. 175 Schulen waren beschädigt 
oder zerstört. 19.000 Unternehmen hatten keine 
Räume mehr, das betraf auch 80 Prozent aller sozi-
alen Dienste.

Das war für uns besonders schwierig. Wir waren 
es gewohnt, ein Sicherheitsnetzwerk darzustellen, 
das greift, wenn andere Instanzen versagen. Und 
jetzt waren wir selbst zu 80 Prozent außer Gefecht 
gesetzt. 200.000 Jobs gingen verloren, die Arbeits-
losigkeit stieg im Laufe des Jahres bis 18 Prozent, 
verglichen mit einem Durchschnitt von 4 Prozent 
im Rest des Landes. Wir waren in dieser Hinsicht 
die ersten, die von der Wirtschaftskrise betroffen 
waren, die seit 2008 das ganze Land erfasst hat.

Wie nun war die Situation in unserem Kingsley 
House? Wir haben Glück gehabt, weil wir im Wesent-
lichen nur Sturmschäden erlitten haben und unser 
Haus nicht überflutet wurde. Wir gehörten zu den 20 
Prozent, die davon verschont blieben, interessanter 
Weise, weil unser Haus wie viele sehr alte Häuser in 
New Orleans in der Nähe des Flusses gebaut worden 
war – und der Fluss ist der höchste Teil der Stadt. So 
kam es zu dem scheinbar widersprüchlichen Ergeb-
nis, dass wir gerade wegen unserer Nähe zum Was-
ser keinen Wasserschaden erlitten haben. Aber es 
gab doch eine Menge Schäden, z.B. sind Lebensmit-
tel für zehntausende von Dollars verdorben, weil der 
Strom der Kühlanlage ausgefallen war. Das Dach war 
zum Teil weggeflogen. Der älteste Gebäudeteil, die 
Turnhalle, hat am wenigsten Schaden genommen.

Insofern haben wir Glück gehabt, aber dennoch 
war der Schaden immens. ��������������������  Wir mussten unseren 
regulären Betrieb für ungefähr sechs Wochen 
unterbrechen, wir mussten unsere 110 Mitar- 
beiter/innen weiter bezahlen, weil wir niemand 
entlassen wollten, die Gebäudeschäden beliefen 
sich auf ungefähr 4 Millionen Dollar, unsere 
Einkünfte jedoch gingen von 500.000 Dollar im 
Monat auf 50.000 Dollar zurück. Alle haben ihre 
Zuschüsse eingefroren: Kommune, Land und 
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Bundesregierung. Genauso verhielt es sich mit den 
Spenden von Privaten, Wirtschaftsunternehmen 
und Stiftungen. Niemand wusste, wie es weiter 
gehen würde. ������������������������������������    Wir haben unsere Reserven aktiviert 
und damit gelebt, dass wir ein gewaltiges Defizit 
aufgehäuft haben. Allen Schwierigkeiten zum Trotz 
waren wir im Oktober 2005, ungefähr 1 ½ Monate 
nach dem Sturm, in der Lage, das erste Wieder-
besiedlungs- und Rehabilitationszentrum an der 
Golf-Küste zu eröffnen. Wir hatten eine Kern-Mitar-
beiterschaft von ungefähr 25 bis 30 Leuten, die in 
der Lage waren, die Arbeit wieder aufzunehmen. 
Alle anderen hatten ihre Wohnungen verloren, 
waren irgendwo untergekommen und hatten keinen 
Platz, an den sie zuückkehren konnten.
Kingsley House, das erste Settlement im Süden, 
war nach Katrina die erste Wohlfahrtseinrichtung, 
die wieder eröffnet wurde, unsere Mitarbeiter/innen 
gingen von Tür zu Tür, um den Menschen bei ihrer 
Rückkehr zu helfen, wir waren das erste Senioren-
zentrum, das wieder öffnete, wir brachten als erste 
das Teenagerprogramm für nachschulische Betreu-
ung wieder ins Laufen – und wir organisierten das 
erste Sommerferienlager. Wir waren eine der ersten 
wieder eröffneten Einrichtungen zur Unterstützung 
psychisch belasteter Menschen. Wir haben mit 
unserer vergleichsweise kleinen Gruppe von Mit-
arbeiter/inne/n Tausende von Menschen unter-
stützt, die nach New Orleans zurückkehrten. Da 
ging es insbesondere darum, verloren gegangene 
Dokumente zu ersetzen. Dazu muss man wissen, 
dass es für unsere Gegend einigermaßen normal 
ist, einmal im Jahr, wenn ein Hurrikan sich nähert, 
seine Sachen zu packen und für ein, zwei Tage 
an einen sichereren Ort zu fahren. Wir sind daran 
gewöhnt und nehmen deshalb nur das Nötigste 
mit, wenn eine Evakuierung ansteht. Wer rechnet 
denn schon damit, dass die Häuser zerstört wer-
den würden und dass man alles verlieren würde. 
Geburtsurkunden, Führerscheine, Zeugnisse 

– alles war weg. Und wir mussten den Leuten hel-
fen, wieder an die entsprechenden Unterlagen zu 
kommen.

Unter dem Eindruck der Notlage begannen wir 
einige unserer Haltungen zu ändern. Es ging darum, 
alle Kräfte des Gemeinwesens zu mobilisieren. Also 
formten wir neue Partnerschaften. Eins der Dinge, 
die nach einer Krise passieren, ist ein neuer krea-
tiver und innovativer Blick darauf, wie wir arbeiten. 
In unserem Fall hieß das, dass die vier größten 
Wohl-fahrtsorganisationen, zu denen auch Kingsley 
House gehört, zusammenkamen und sagten: Es gilt 
für uns alle, dass wir fast nichts mehr haben, dass 
wir unsere Mitarbeiter/innen verloren haben, dass 
uns das Geld ausgegangen ist und kein neues her-
einkommt. Es bleibt uns nichts anderes übrig, als 
unsere jeweils begrenzten Ressourcen zusammen-
zufassen, zusammen zu arbeiten und unsere Aktivi-
täten zu koordinieren. So konnten wir ein effektives 
Hilfenetz aufbauen, das im Laufe eines Jahres nach 
dem Sturm mehreren hunderttausend Menschen 
Unterstützung dabei geben konnte, ihr Leben in 
New Orleans wieder neu aufzubauen.

Ann Hilbig: 
Ich bin die Vizepräsidentin für Programmplanung und 
Evaluation im Verband der Nachbarschaftszentren in 
Houston/Texas. Unsere Stadt hat nach Katrina etwa 
150.000 Menschen aus New Orleans aufgenommen. 
Unsere Nachbarschaftsorganisation ist 103 Jahre alt, 
besteht also noch nicht ganz so lange wie Kingsley 
House, ist aber auch als Teil der Settlement-Bewe-
gung entstanden. Wir werden oft angefragt, wenn es 
besonders schwierig wird,  weil wir wie die anderen 
Settlements den Ruf haben, dass wir uns auch um 
komplexe Situationen, wie sie in Gemeinwesen auf-
treten können, kümmern.

Wir hatten einen sehr visionären, tapferen und 
handfesten Bürgermeister. Er hat drei Tage nach 
dem Sturm Unternehmer, Wohlfahrtsverbände, pri-
vate Geldgeber und gemeinnützige Organisationen 
zusammen gerufen und gesagt: Was können wir 
tun? Wir müssen etwas tun. Es ist nicht richtig, was 
in New Orleans geschieht, und wir haben in Houston 
die Kapazitäten, um zu helfen. Lasst uns die Leute 
einfach herholen. Und wir begannen, zusammen zu 
arbeiten, um genau das zu machen.

Wir hatten einen gewissen Wohnungsleerstand in 
Houston, also wurden Wohnungs- und Hausbesit-
zer zusammen gerufen und gefragt: Was könnt Ihr 
zur Verfügung stellen, wenn wir die Leute hierher 
holen? Wir waren uns darüber klar, dass es einige 
Zeit dauern würde, bis sie wieder nach New Orleans 
zurückkehren könnten.

Teilnehmer des Workshops zur Rolle der Settlements beim 
Wiederaufbau von Gemeinwesen
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Auf Grund unseres guten Rufes und unserer Kapazi-
täten als Organisation wurden wir von der Stadt mit 
der Aufgabe betraut, in einer von zwei Mega-Notun-
terkünften in Houston diese Vermittlungstätigkeit 
und einen Sozialdienst aufzubauen. Leute, die New 
Orleans fluchtartig verlassen hatten, waren oft in 
Busse und Flugzeuge eingestiegen, ohne zu wissen, 
wohin diese sie bringen würden. Sie kamen irgendwo 
an und wussten oft nicht, wo ihre Freunde und Fami-
lienangehörigen abgeblieben waren.

Eine Woche nach dem Sturm begannen wir mit 45 
Mitarbeiter/innen in der Notunterkunft zu arbeiten. 
Insgesamt haben wir 10- bis 12tausend Familien 
betreut. Am Anfang haben wir eine Datenbank ange-
legt, um den Überblick über die Menschen zu haben, 
die eintrafen und wieder gingen. Wir wussten, dass 
es eine Menge Bewegung geben würde. Die Men-
schen würden nicht lange in der Notunterkunft blei-
ben, sie würden in Hotels umziehen, in Wohnungen 
– und wir hielten es für notwendig, diese Informa-
tionen festzuhalten. Wir druckten Visitenkarten für 
sie mit Kontaktinformationen und der Überschrift „In 
Verbindung bleiben“ (Stay Connected) – so haben wir 
dann auch das ganze Programm genannt. Wir richte-
ten eine Hotline ein, um die entsprechende Kommu-
nikation zu ermöglichen. 

Da gab es z.B. eine Familie, die wieder zusammen-
geführt wurde, nachdem es sie in drei verschiedene 
Städte verschlagen hatte, eine Familie aus fünf 
Generationen, die ihr ganzes Leben lang in New 
Orleans in ein- und demselben Block gelebt hatte 
und jetzt aus eigenen Kräften nicht in der Lage war, 
die anderen Familienmitglieder zu finden. Wir konn-
ten Leuten helfen, unbefristete Wohnmöglichkeiten 
zu finden.
Dann gab es eine Menge von Sachspenden zu bear-
beiten, die nach dem Sturm in Houston eintrafen. 
Große Lastwagen und Wohnwagen voll mit allem 
Möglichen, mit Möbeln, Kleidung und Nahrungsmit-
teln. Und wir mussten das verwalten, wo sollten die 
Dinge nach dem Eintreffen gelagert werden und wie 
sollten sie in einer würdigen und respektvollen Art 
und Weise an die Leute gebracht werden, für die 
sie gedacht waren ... Wir konnten auf unsere sechs 
Nachbarschaftshäuser zurückgreifen, in denen es 
Platz gab. Sie haben Turnhallen und Versammlungs-
räume, die wir nutzen konnten. Die Menschen konn-
ten dorthin kommen und sich das mitnehmen, was 
sie brauchten.
Dabei hatten wir ein Prinzip: Wir wollten keine 
gebrauchten Sachen verteilen, weil wir ausreichend 
neues Material bekamen. Auch das hatte etwas 
damit zu tun, dass wir den Menschen respektvoll 
begegnen wollten. Und wir wollten keine Vergabe-
situation schaffen, in der die Menschen in langen 
Reihen hätten warten müssen, bis sie an der Reihe 

wären. Deswegen haben wir einen Zeitplan entspre-
chend den Buchstaben des Alphabets gemacht und 
die Leute eingeladen, zu der Zeit zu kommen, die 
dem Anfangsbuchstaben ihres Nachnamens zuge-
ordnet war. Damit haben wir die Nachbarschafts-
einrichtungen entlastet und die Menschen, die Hilfe 
bekommen haben, weil sie nicht das Gefühl haben 
mussten, vielleicht zu kurz zu kommen, weil sie 
keinen vorderen Platz in der Warteschlange hatten 
ergattern können.

Wir waren uns dessen bewusst, dass diese schnellen 
Hilfsmaßnahmen nur der Anfang sein würden und 
dass es längerfristig um mehr gehen würde. Also 
bauten wir ein regelrechtes „Case Management“ 
Programm auf. Dabei hatten wir folgende Ziele: 
Sicherstellung einer dauerhaften Wohnmöglichkeit, 
Unterbringung der Kinder in Schule oder Tagesbe-
treuung und Vermittlung eines Jobs, der den Lebens-
unterhalt der Familie nach Auslaufen der besonderen 
Hilfsmaßnahmen sichern könnte. Darüber hinaus 
sollten sie im Gemeinwesen vernetzt sein, mit Kir-
chen, mit sozialen Einrichtungen, mit Vereinen. Wir 
stellten sicher, dass es zu diesen Verbindungen kam, 
und wir machten ihnen klar, dass sie sich entschei-
den müssten, wo sie in Zukunft leben wollten, ob sie 
sich auf Dauer in Houston niederlassen wollten, ob 
sie Unterstützung von uns brauchten, wieder nach 
New Orleans zurück zu kehren – oder ob sie Famili-
enangehörigen nach Memphis, Atlanta, Austin oder 
San Antonio folgen wollten, wenn es diese dorthin 
verschlagen hätte. 

Als Sofortmaßnahme hat uns das Jugendamt erlaubt, 
den Betreuungsschlüssel im Vorschulprogramm so 
zu verändern, dass in jede Klasse zwei Kinder zusätz-
lich aufgenommen werden konnten. Das allein waren 
1.000 Kinder in Houston und Umgebung. Das Schul-
system war ganz schön überlastet mit der Zahl der 
Kinder, die untergebracht werden mussten.
Auch die Jobsuche war eine ziemlich harte Aufgabe. 
Houston konnte sehr dankbar über die Menge an 
Talent sein, die aus New Orleans einwanderte: Leh-
rer, Professionelle aus dem Gesundheitswesen, wun-
dervolle Köche und Menschen mit umfangreichen 
Fähigkeiten und Erfahrungen im Beherbergungs- 
oder Lebensmittelgewerbe und im Handel. Die größte 
Schwierigkeit bei der Jobsuche stellte die Verbindung 
zwischen Wohnung und Arbeitsplatz dar. In New 
Orleans gab es, anders als in Houston, ein ausge-
zeichnet ausgebautes Nahverkehrsnetz, so dass die 
meisten Menschen, die aus New Orleans kamen, 
kein Auto besaßen, weil sie in New Orleans keins 
brauchten.
Auch unsere Organisation hat von dem Talentzufluss 
erheblich profitiert. Die ersten 20 Case-Manager, die 
wir einstellten, waren Kolleg/inn/en, die der Sturm 
aus New Orleans vertrieben hatte.
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Warum haben wir das gemacht? Wahrscheinlich 
muss ich das diesem Publikum nicht erzählen. Wir 
fühlten uns unserem Leitbild, unserer Geschichte 
und Tradition verpflichtet. Und so war es für uns 
selbstverständlich, zur Stelle zu sein, wenn wir geru-
fen werden und Menschen willkommen zu heißen, 
die neu ankommen, gleich woher sie kommen, von 
der anderen Seite des Ozeans oder von der ande-
ren Seite des Flusses, von Lousiana nach Texas. 
Wir sehen es als unsere Aufgabe, Nachbarschaft 
zu schaffen, wo immer das notwendig ist, und mit-
ten in Chaos und Desaster Lösungsmöglichkeiten 
zu sehen. Es ging nie um die Frage, ob wir es tun 
könnten oder tun sollten, sondern es ging nur um 
das Wie. 

Wir öffneten unsere Türen und die Menschen kamen. 
Wir trafen sie dort, wo sie waren und hörten auf ihre 
Geschichten. Wir halfen ihnen, zu sortieren und her-
auszufinden, über welche Ressourcen sie verfügten, 
was sie besaßen, was sie gelernt hatten, wo ihre 
Talente und Fähigkeiten lagen.

Es war nicht ganz einfach, die Menschen aus New 
Orleans in das Gemeinwesen in Houston zu integrie-
ren, weil die beiden Städe extrem unterschiedlich 
sind. Ich wusste das, weil ich in New Orleans auf-
gewachsen bin. Ich wohne zwar schon einige Zeit 
in Houston, aber ich habe noch ziemlich lange New 
Orleans als meine eigentliche Heimat empfunden. 
Deswegen konnte ich nachvollziehen, was es bedeu-
tete, in eine Stadt wie Houston zu kommen mit ihrer 
schnellen Gangart, ihrer harten Betriebsamkeit und 
ihren langen Arbeitstagen. Menschen in New Orleans 
arbeiten um zu leben. Menschen in Houston leben 
um zu arbeiten. Die Begegnung dieser ziemlich unter-
schiedlichen Lebensarten hat dazu geführt, dass 
beide Seiten sich verändert haben. New Orleans hat 
sich verändert, Houston hat sich verändert. Houston 
garantiert zum Besseren mit all den großartigen 
Speisen und der wundervollen Musik, die es in 
unserer Stadt seit dieser Zeit gibt. Ich denke, New 
Orleans hat davon profitiert, unser Bildungssystem 
näher kennen gelernt zu haben. Auf jeden Fall haben 
wir eine Brücke zwischen unseren beiden Städten 
gebildet, die dazu geführt hat, dass wir viel vonein-
ander lernen. So konnten wir den Kolleg/inn/en in 
New Orleans beim Wiederaufbau ihrer sozialen Infra-
struktur dadurch helfen, dass sie uns besuchten, um 
zu sehen, mit welchen Methoden und Organisations-
formen wir arbeiten.

Herbert Scherer:
In der Beschreibung dieses Workshops in der Pro-
grammbroschüre ist davon die Rede, dass hier die 
Erfahrungen von Nachbarschaftseinrichtungen mit 
drei Desastern reflektiert und diskutiert werden sol-
len – und eins davon soll das gewesen sein, über 

das ich hier berichten soll. Ich denke nicht, dass der 
Fall der Mauer 1989 in Berlin ein Desaster war, im 
Gegenteil, es war ein Glücksmoment der Geschichte, 
verbunden allerdings mit gewaltigen Veränderungen, 
mit einem totalen politischen und ökonomischen Sys-
temwechsel. Damit umzugehen, ist in einer Hinsicht 
vielleicht noch schwerer als die Bewältigung eines 
„Desasters“. Denn da weiß man von vornherein, wel-
chen Zustand man wieder herstellen möchte, und es 
geht dann vor allem um die Frage, wie das am besten 
geschehen kann. Beim Systemwechsel kann es jedoch 
erst einmal völlig unklar sein, wohin es gehen soll und 
wohin es gehen wird. So war es jedenfalls mit dem 
Systemwechsel, von dem hier die Rede ist. Es war erst 
einmal alles offen. Als im November 1989 plötzlich 
und unerwartet die Mauer fiel, hatte niemand mit die-
sem Gang der Ereignisse gerechnet. Wir waren also 
völlig unvorbereitet. Und die sozialen Einrichtungen in 
Berlin brauchten deutlich länger, auf die neue Situa-
tion zu reagieren, als Ihr das gerade für New Orleans 
und Houston dargestellt habt. Das war schon seltsam. 
Ich komme aus West-Berlin. Wir hatten ein ziemlich 
bequemes Leben, wir hatten uns daran gewöhnt, als 
Schaufenster des kapitalistischen Westens inmitten 
eines östlichen sozialistischen Umfeldes für alles sub-
ventioniert zu werden. Die erste Anforderung, die an 
unsere Einrichtungen unmittelbar nach dem Fall der 
Mauer (Donnerstag abend) gestellt wurde, war, die 
Häuser am folgenden Wochenende offen zu halten, 
weil man erwartete, dass Millionen Menschen die neu 
gewonnene Reisefreiheit zu einem Besuch unserer 
Stadt benutzen würden. Und was sagte die Mehrheit 
unserer Kolleg/inn/en in den sozialen Einrichtungen 
– einige unserer Nachbarschaftshäuser bildeten 
rühmliche Ausnahmen -  „Geht nicht, tut uns leid, wir 
können unsere Türen nicht öffnen, weil wir keinen Etat 
für zusätzliches Personal haben. Erst einmal muss uns 
der Senat zusätzliche Mittel zur Verfügung stellen, mit 
denen wir Honorarkräfte bezahlen können.“ Das war 
die Situation, der Senat zeigte schnell ein Einsehen, 
stellte Finanzen zur Verfügung und erkaufte sich damit 
die Bereitschaft der Einrichtungen, sich der unerwar-
teten Situation zu stellen. Die sozialen Institutionen 
erwiesen sich nicht gerade als Avantgarde, anders als 
die Menschen unserer Stadt, die mit großer Selbstver-
ständlichkeit, ohne langes Nachdenken und Feilschen 
ihre Wohnungen und Häuser für die Besucher öffne-
ten. Wir standen erst am Anfang eines Lernprozesses.

Ich habe gesagt, 1989 hatten wir eine völlig offene 
Situation. Die DDR gehörte zum Ostblock, große Ein-
heiten der russischen Armee waren hier stationiert, 
die Westeuropäischen Mächte wie Frankreich und 
Großbritannien hatten erhebliche Bedenken gegen 
eine mögliche Wiedervereinigung Deutschlands. Es 
war nicht sicher, was mit der DDR passieren würde. 
Könnte dieser Staat auch mit offenen Grenzen über-
leben oder würde er untergehen? Würde ein mögli-
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cherweise vereinigtes Deutschland eine Mischung 
aus beiden, den westlichen und den östlichen Traditi-
onen, darstellen, könnte es einen System-Mix geben 
– ökonomisch ? politisch ? – oder würde einfach eine 
Seite den alleinigen Sieg davon tragen? Was würde 
aus den Währungen werden, was aus der Industrie, 
was aus fast allem?
Die Zeit zwischen November 1989 und März 1990 
mit all diesen Unsicherheiten und dieser potentiellen 
Offenheit war eine tolle Zeit. Es war wie ein riesiger 
in die Realität transportierter Open Space Workshop. 
Und was taten wir? Wir mischten uns ein und waren 
ein Teil dieses großen Workshops. Wir luden Kolleg/
inn/en, künftige Kolleg/inn/en, Menschen, die im 
sozialen Bereich arbeiteten, ein, zu uns zu kommen, 
um ihnen unsere Arbeit zu zeigen. Wir mussten die 
meisten gar nicht einladen, sie kamen von allein, sie 
wollten sehen, wie wir arbeiteten und welche Erfah-
rungen dabei gemacht wurden. Sie gingen davon 
aus, bei einer anstehenden Umgestaltung der sozi-
alen Systeme das Beste von uns und das Beste von 
sich nehmen zu können, um daraus etwas besseres 
Neues zu schaffen. 
Wie stark das Informationsinteresse in dieser Zeit 
war, haben wir erfahren, als eins unserer Häuser, das 
Nachbarschaftsheim Mittelhof, im Februar 1990 die 
Idee hatte, Menschen aus dem Erziehungsbereich 
(Kindertagesstätte, Jugendarbeit etc.) zu einem 
sonntäglichen Erfahrungsaustausch einzuladen. Die 
erste Frage war, wie die Adressaten erreicht werden 
könnten. Die Lösung wurde darin gefunden, eine 
kleine Anzeige in eine Ostberliner Zeitung zu setzen, 
mit der eine entsprechende Einladung ausgespro-
chen wurde. Das war nicht ganz einfach, weil die 
Ostberliner Zeitungen damals noch keine Anzeigen 
von Westberlinern drucken durften. Aber eine private 
Bekanntschaft im Osten zu finden, die die Anzeige 
aufgeben würde, war dann nicht wirklich schwierig. 
Die Anzeige erschien 10 Tage vor dem beabsichti-
gten Termin. Erwartet wurden zwischen 20 und 30 
Anmeldungen, aber was dann passierte, war wie eine 
Lawine. Das Telefon stand nicht mehr still und bis zu 
dem Wochenende, an dem das Treffen stattfinden 
sollte,  hatten sich 1.000 Menschen angemeldet 
– was eine überwältigende Herausforderung für die 
Organisatoren darstellte. Mit der Hilfe schnell gewon-
nener Kooperationspartner konnten die organisato-
rischen und Raumprobleme bewältigt werden – und 
das Treffen fand in einer wunderbaren kreativen 
Atmosphäre statt: „Alles verändert sich und wir kön-
nen alles ändern, wir planen unsere Zukunft. Sie liegt 
in unseren Händen ...“ 

Ein paar Wochen später war es dann schon vorbei 
mit dieser Art von Offenheit. Am 18. März gab es 
Wahlen, die einen Sieg der eher konservativen Kräfte 
brachten. Von da an war es für uns alle im Osten und 
im Westen ziemlich klar, dass es nicht zu einem „drit-

ten Weg“ oder System-Mix kommen würde, sondern 
dass die DDR untergehen und der Westen die Regie 
übernehmen würde. In den Wahlen hatte die Bevöl-
kerung der DDR mehrheitlich gezeigt, dass sie sich 
lieber dem Westen und seinem System anschließen 
wollte als unsichere Experimente zu wagen.
Die Weltpolitik spielte mit. Die sowjetische Armee 
zog sich nach Russland zurück. Am 3. Oktober 1990, 
vor fast genau 20 Jahren, wurde die Vereinigung 
als Beitritt der ehemaligen DDR zum westlichen 
Deutschland (= Geltungsbereich des Grundgesetzes) 
vollzogen.

Für unseren Verband der Nachbarschaftshäuser 
begann jetzt eine schwierige Phase. Es kam zu hef-
tigen internen Debatten über den richtigen Kurs. 
Wie sollten wir verfahren? Wenn die Menschen im 
Osten unser System haben wollten, mit dem sie 
auf Grund fehlender Erfahrung nicht richtig würden 
umgehen können, sollten da wir nicht besser Ableger 
unserer Einrichtungen im Osten errichten? Sollten 
wir nicht unser Wissen, wie Nachbarschaftshäuser 
aufzubauen und wie ihre Programme erfolgreich 
zu gestalten sind, in der Weise einbringen, dass 
wir selbst als Pioniere hingehen und den Aufbau 
im Osten in die Hand nehmen? Einige unserer Kol-
leg/inn/en befürworteten ein solches Vorgehen. Sie 
argumentierten mit der Situation nach 1945. Damals 
seien ja auch die Amerikaner mit der Idee der Nach-
barschaftsheime nach Deutschland gekommen und 
hätten maßgeblich zu ihrer Gründung beigetragen 
und in den ersten Jahren auch deren Leitung inne 
gehabt. Wir haben uns mit dieser Position auseinan-
dergesetzt und schließlich entschieden: Wir werden 
es nicht so machen. Wir haben uns vielmehr auf die 
wirklichen Wurzeln unserer Bewegung besonnen, 
die davon ausgehen, dass die Basis von Nachbar-
schaftshäusern und die Kraft, aus denen sie ihre 
Energie beziehen, in der jeweiligen Nachbarschaft 
selbst liegen muss. Wir hatten Glück, dass wir beim 
Berliner Senat für diese Position Verständnis gefun-
den haben. Wir bekamen aus Landesmitteln eine 
Zuwendung, mit der wir einen Mitarbeiter anstel-
len konnten, dessen Aufgabe darin bestand, wie 
ein Pfadfinder im Osten Berlins nach Ansätzen zu 
suchen, aus denen sich mit etwas Motivationsarbeit 
Nachbarschaftshäuser entwickeln könnten. Solche 
Ansätze konnten aktive Bürgerinitiativen, gute Leute 
oder passende Häuser sein.

Wir sind damals in ähnlicher Weise gefördert worden, 
wie uns das gestern als neuer Ansatz der großen 
Stiftungen vorgestellt wurde: es ging um die Identi-
fizierung von Entwicklungsmöglichkeiten, also um 
die Frage, wo kann ich ggfs. mit meiner notwendiger-
weise bescheidenen Förderung Entwicklungen ansto-
ßen, aus denen langfristig mehr werden kann, als es 
dem Umfang meiner Förderung entspricht.
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Es ist uns gelungen, solche Orte und solche Men-
schen zu finden. Und so gilt für alle Einrichtungen, 
die nach 1990 im Osten neu entstanden sind, 
dass sie keine Implantate sind, dass sie von den 
Menschen vor Ort selbst betrieben werden, auf der 
Basis ihrer Problemsichten und ihrer Kenntnisse von 
Bedarfslagen und Ressourcen der Menschen in der 
Nachbarschaft.
Wie hat sich das auf uns ausgewirkt?
Wir konnten mit unseren real existierenden Nach-
barschaftshäusern für die Neugründungen im Osten 
nicht unmittelbare Vorbilder darstellen, z.B. weil 
einige schon viel zu groß geworden waren. Es wäre 
fatal für die jungen Initiativen gewesen, sich schon 
gleich an solchen Betriebsgrößen zu orientieren. Sie 
mussten ihr Augenmerk erst einmal darauf richten, 
die eigene Kraft aufzubauen und abzusichern, die 
nicht in der Beziehung zu Geldgebern sondern nur 
in der vertrauensvollen Beziehung zu den Menschen 
in ihrer Umgebung liegen konnte. Was wir also zu 
den neuen Kolleginnen und Kollegen aus dem Osten 
„exportieren“ mussten, war nicht, was wir zu dieser 
Zeit selber waren, sondern was wir in den Anfängen 
gewesen waren. Wir mussten uns daran erinnern, 
was den inneren Kern der Nachbarschaftshäuser 
ausmacht und aus welchem Geist heraus sie gegrün-
det worden waren. In mancher Hinsicht haben wir 
die neuen Kolleg/inn/en von etwas zu überzeugen 
versucht, was in unserem Alltagsleben schon weitge-
hend in Vergessenheit geraten war.

Das hat eine nachdrückliche Rückwirkung auf unsere 
Einrichtungen gehabt. Die neuen Kolleg/inn/en aus 
dem Osten hatten die von uns propagierten Ideen 
bereitwillig aufgegriffen und haben uns damit ver-
blüfft, wie erfolgreich sie damit waren. Die Ideen aus 
unserer Vergangenheit waren erstaunlicher Weise 
geeignet, Gegenwarts- und Zukunftsaufgaben zu 
bewältigen. Das führte auch im Westen zu einem 
neuen Nachdenken über diese Ideen und Grund-
werte der Arbeit der Nachbarschaftshäuser.
Was sich veränderte, war zum Beispiel die Einstel-
lung zu Ehrenamt und Freiwilligkeit. Noch 1990 hat 
eins unserer Zentren aus dem Westen knallhart 
formuliert: „Wir sind stolz darauf, dass in unserer 
Einrichtung keine einzige Stunde unbezahlter Arbeit 
stattfindet“. Nichtsdestoweniger exportierten wir 
die Idee vom Wert des freiwilligen und unbezahlten 
Engagements in den Osten, wo es in das Selbstver-
ständnis der neuen Einrichtungen einging, offen-
sichtliche Erfolge zeitigte und zu uns in den Westen 
zurückkam, um auch hier – nach den Professiona-
lisierungsschüben der Sozialarbeit – wieder neu 
entdeckt zu werden. Ein anderes Beispiel betrifft die 
Rolle der Vereine, die die Einrichtungen tragen. Sie 
haben bei den neuen Gründungen eine viel größere 
Bedeutung und in der Regel auch eine viel größere 
Mitgliedschaft als bei den Alteinrichtungen aus dem 

Westen, wo die Führung mehr oder weniger an die 
Professionellen übergegangen ist. Die Vorstände 
hatten an Bedeutung verloren, die Geschäftsführer/
innen bestimmten den Kurs der Häuser. Im Osten 
entwickelten die Vereine plötzlich ein Eigenleben, die 
Vorstände mischten sich mit einem ganz anderen 
Selbstverständnis in das Geschehen ein. Wir sehen 
das noch heute, wenn unser Verband seine Mitglieds-
versammlung abhält: die Einrichtungen aus dem 
Osten werden mehrheitlich von Vorstandsmitgliedern 
vertreten, für die Einrichtungen aus dem Westen 
kommen in der Regel die Geschäftsführer/innen.

Peter Yee: 
Ich arbeite im Hamilton-Madison Haus, einem Settle-
ment in Chinatown in der Lower East Side von Man-
hattan. 80 Prozent der Leute, mit denen wir arbeiten, 
haben einen asiatischen Hintergrund. Wir haben 22 
Standorte, einige davon sehr nah am World Trade 
Center, einige etwas weiter weg, aber wir konnten 
alles sehen, was am 11. September 2001 – 9/11 
– passierte. Es war ein Tag wie heute, klarer Himmel, 
Sonnenschein. Und dann dieser Anschlag.

Wie soll eine Institution wie ein Nachbarschaftshaus 
reagieren? Es gibt dafür kein Drehbuch, kein Hand-
buch, das einem sagt, was zu tun ist. Wir mussten 
einfach reagieren. Ich arbeite in der psychosozialen 
Klinik des Nachbarschaftshauses. Versetzen wir uns 
einmal 9 Jahre zurück. Ich war neu in dem Job, den 
ich gerade einen Monat vorher angetreten hatte. 
Als das World Trade Center getroffen wurde, waren 
Patienten in der Klinik. Es gab keine Kommunika-
tion. Mehrere Stunden lang, mindestens zwischen 9 
und 11 Uhr, war völlig unklar, was los war. New York 
wusste es nicht und Amerika wusste es nicht. Es gab 
Gerüchte über weitere Anschläge auf die Freiheits-
statue und die Brooklyn Bridge, schnell sprach sich 
herum, dass das Pentagon getroffen wurde und dass 
ein weiteres Flugzeug in Pennsylvania abgestürzt 
war. Es war das blanke Chaos.
Aus dem Fenster konnten wir die Menschen sehen, 
die vom World Trade Center wegliefen, schmutzbe-
deckt, andere sahen im Fernsehen, wie die Türme 
zusammenfielen – du fragst dich, was muss ich jetzt 
als erstes machen. Da gab es meine Mitarbeiter/
innen. Sie wollten so schnell wie möglich nach Hause 
gehen. Es war für einige Stunden völlig beängsti-
gend. Und was wäre, wenn sie eine der Brücken 
treffen würden. Dazu muss man wissen, dass unser 
Büro ganz nah bei einer der Brücken liegt. Auch ich 
hatte den Drang, nach Hause zu meiner Familie zu 
gehen. Ich ging nach draußen, blickte auf die Brücke 
und ging wieder zurück zu meinen Kolleg/inn/en 
und sagte: „Wisst Ihr was – ich glaube nicht, dass 
ein Flugzeug die Brücke treffen wird, und wenn doch, 
macht Euch keine Sorgen, wir werden 50 Meter 
vom Einschlag entfernt sein. Wir bleiben alle.“ Wir 
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waren 50 Mitarbeiter/innen und hatten zu diesem 
Zeitpunkt 80 Patient/inn/en in unserer Klinik, die 
unseren Rat brauchten. Den Rest des Tages taten 
wir, was zu tun war. Wir haben mitbekommen, dass 
in der ganzen Stadt nichts mehr lief. Es war nicht 
möglich, irgendwo hin zu gelangen. Unsere institutio-
nelle Antwort war, alle Leitungskräfte zusammen zu 
rufen und die Entscheidung zu treffen, keine unserer 
Einrichtungen zu schließen, sondern im Gegenteil, 
sie alle als offene Orte zur Verfügung zu stellen für 
Feuerwehrleute, für Polizisten und alle, die nur ein 
offenes Ohr für ein Gespräch brauchten. Für die 
nächsten vier Tage haben wir alle Einrichtungen in 
diesem Sinne geöffnet für jederman. Diejenigen von 
uns, die in der Nähe lebten, kamen zur Arbeit. 
Das war freiwillig, denn es gab die Direktive, dass 
niemand in dieser Situation zur Arbeit kommen 
musste, nicht zuletzt wegen der fehlenden Verkehrs-
möglichkeiten. Aber die meisten unserer Mitarbei-
ter/innen lebten in der Nähe. Wir hörten auf unseren 
Instinkt und kamen irgendwie zur Arbeit, Sozialarbei-
ter und Psychiater. Wir sahen es als unsere Aufgabe 
an, den Menschen zu helfen.

Am nächsten Tag rief die Stadtverwaltung bei uns an 
und fragte, ob wir bereit seien, die psychologische 
Notfallbetreuung am Ground Zero zu übernehmen. 
Ich habe den Anruf entgegen genommen. Man wollte 
uns in der Leichenhalle einsetzen. Wir sollten den 
Feuerwehrleuten und Polizisten Trauma-Unterstüt-
zung geben. Ich dachte: die Leichenhalle, ich will 
nicht in die Leichenhalle gehen ... und doch trat ich 
meinen Kolleg/inn/en gegenüber und sagte: „Wenn 
Ihr Professionelle im psychosozialen Bereich seid, ist 
das das hier so etwas wie der Weltcup. Solch eine 
Gelegenheit zu zeigen, was wir können und wie wir 
Krisenunterstützung geben können, kommt nicht 
wieder. Also los, kommt mit mir zum Ground Zero!“ 
Und gleichzeitig dachte ich bei mir: „Oh mein Gott, 
was soll das werden. 25 Stunden nach dem Anschlag 
wird sich keiner finden, der ausgerechnet in die Lei-
chenhalle gehen will ...“. Doch es fanden sich zehn 
Freiwillige. Und so zogen wir los zum Ground Zero. 
Wir wurden dann allerdings von der Polizei aufge-
halten, die sagte: Ihr könnt da nicht hingehen. Die 
Gebäude in der Gegend sind nicht stabil. Es sind 
schon weitere zusammen gebrochen. Ihr müsst an 
der Peripherie bleiben und könnt in einem der dort 
aufgebauten Krisenzentren mitarbeiten. Ich gebe zu, 
dass ich erleichtet war, unsere Hilfe unter weniger 
erschwerten Bedingungen anbieten zu können.

Das war also die unmittelbare Situation.
Danach wurde es in mancher Hinsicht komplizierter. 
Geld war anfangs kein Problem. Es kam von überall 
her. Jeder wollte irgendwie helfen. Wir haben uns 
entschieden, bei unserer Kernkompetenz zu bleiben 
und uns auf Fragen der psychischen Gesundheit und 

International gefragt: Herbert Scherer einmal mehr auf dem
Podium in NY

des Case-Managements zu konzentrieren. Chinatown 
lag am Boden, weil der Tourismus ausblieb, auf den 
Chinatown angewiesen ist. Es gab weitere Probleme 
vor allem in gesundheitlicher Hinsicht. Das wurde 
vom Rauch verursacht, unter dem Chinatown noch 
Monate nach dem Anschlag litt. Vier Monate lang hat 
es in Ground Zero noch gebrannt, es hat gebrannt 
und man konnte die verbrannten Körper riechen. 
Es roch noch Monate wie in einem Krematorium. 
Und weil die Menschen damit leben mussten, hat 
das auch uns als Institution in der Nachbarschaft 
betroffen.

Michele Ivory: 
Wir möchten aus der Perspektive dreier unterschied-
licher Einrichtungen aus der Lower Eastside darstel-
len, was die Ereignisse von 9/11 bei uns ausgelöst 
haben.
Jennifer Vallone: Ich bin Mitarbeiterin des University 
Settlement. Ich denke, wir müssen über die unmit-
telbaren Ereignisse von 9/11 nicht mehr reden, weil 
alle darüber mehr oder weniger Bescheid wissen. 
Ich möchte über einige der Dinge reden, mit denen 
wir uns nach der Attacke auseinander setzen muss-
ten. Das waren zuerst einmal diverse Gesundheits-
probleme, Nebenwirkungen eines längeren Lebens in 
Staub und Dreck, über dessen Auswirkungen es auch 
ein Informationsdefizit gab. Es gab einen Anstieg von 
Asthma und anderen Atemwegskrankheiten insbe-
sondere bei Kindern und älteren Menschen. Und es 
gab in der ganzen Stadt psychische Auswirkungen: 
Trauer, Angst, Furcht nach draußen zu gehen oder 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln unterwegs zu sein. 
Aber in unserer Gegend, dort wo die Twin Towers 
zusammengebrochen waren, waren diese Auswir-
kungen besonders akut.

Es gab aber auch sozialpolitische Aufgaben. Zum 
Beispiel haben Stadt, Bundesstaat und Bundesre-
gierung sich auf die Grenzziehung eines Bereiches 
verständigt, der ihrer Meinung nach in besonderer 
Weise von 9/11 betroffen war. Für Menschen in 
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diesem Bereich gab es besondere Unterstützungs-
maßnahmen. Viele Menschen, die wir kannten und 
mit denen wir arbeiteten, lebten knapp außerhalb 
dieses Gebietes. Wir waren der Meinung, dass sie 
ebenfalls ein Anrecht auf diese besondere Unterstüt-
zung haben sollten. Es gab Differenzen in den Fest-
legungen: von wem konnte man sagen, er lebte in 
Ground Zero, wer lebte in einem „besonders betrof-
fenen Gebiet“. Viele der Menschen in den armen 
Wohngegenden rund um Ground Zero waren in die 
Wiederherstellungspläne nicht mit einbezogen.

Der Kollege aus New Orleans hat über den Einbruch 
in der Finanzierung gesprochen, die dem Desaster 
folgte. Bei uns gab es etwas Ähnliches, nicht was 
öffentliche Mittel anging, aber alle privaten Stiftungen 
veränderten ihre Prioritäten nach 9/11, sie wollten vor 
allem den Opfern helfen und hatten deswegen kaum 
noch Geld für andere Programme.
Warum haben sich die Nachbarschaftshäuser hier 
engagiert? Wir haben uns aus dem gleichen Grund 
engagiert, weshalb wir auch sonst tätig sind. Wir 
leben in unseren Gemeinwesen, Settlements haben 
eine lange Tradition sich mit allem zu beschäftigen, 
was im Gemeinwesen ansteht. Und so haben wir es 
als unsere selbstverständliche Pflicht angesehen zu 
reagieren. Und auf Grund unserer Nähe zu den Men-
schen in unserer Nachbarschaft konnten wir sehr viel 
wirksamer und direkter zielgerichtet Hilfe leisten als 
das Regierungsagenturen oder städtische Beamte 
hätten tun können.

Dazu kommt, dass die Leute das Settlement kennen 
und ihm vertrauen und sich deswegen eher an uns 
als z.B. das Rote Kreuz wenden, wenn sie Probleme 
haben oder Hilfe brauchen.

Ich werde kurz darstellen, was das University Settle-
ment gemacht hat und Michelle wird anschließend 
über die Programme zur psychologischen Unterstüt-
zung berichten, die wir angeboten haben. 
Schwerpunkt unserer Arbeit war ein Programm zur 
Vermeidung von Wohnungslosigkeit, ein anderer 
Schwerpunkt war die Vermittlung zu Hilfsprogram-
men und Zuschüssen der Regierung. Nach 9/11 
gab es zusätzliche Krankenversicherung, es gab 
Zuschüsse für Reinigungsarbeiten, Zuschüsse für 
Wohnungskosten und Einkommensaufstockungen 
für Menschen, die in Folge von 9/11 ihre Jobs ver-
loren haben. Wir haben den Menschen geholfen, 
ihren Hilfebedarf geltend zu machen. Wir haben auch 
ein Bündnis ins Leben gerufen, das sich im Sinne 
von Community Organizing dafür einsetzte, dass die 
Menschen in unserem Wohngebiet in die Rekons-
truktionspläne mit einbezogen würden und sagen 
könnten, wie sie sich ihr Lebensumfeld wünschten.

Wir waren in der Lage, neue Mitarbeiter/innen 
einzustellen, die sich speziell um diese Probleme 
kümmern konnten. Wir haben unsere Reichweite 
ausgeweitet, so dass wir auch in Gebieten der Lower 
East Side tätig werden konnten, die bis dahin nicht 
zu unserem traditionellen Haupteinzugsgebiet gehört 
hatten, z.B. Little Italy. Wir konnten 200.000 Dollar 
einwerben für die Bearbeitung psychischer Probleme, 
die mit 9/11 zusammen hingen.

Die Community Organizing Aktivitäten in dem von 
uns angeregten Bündnis, das zum Ziel hatte,  die 
Wunschvorstellungen der Menschen aus Niedrig-Ein-
kommen-Wohngebieten mit in die Planungsprozesse 
einzubringen, waren recht erfolgreich. Wir organisier-
ten eine große Arbeitskonferenz mit diesem Fokus und 
gingen mit 200 Einwohnern aus diesen Wohngebie-
ten zu Sitzungen, die die Stadt angesetzt hatte, um 
Zukunftsvorstellungen der Bürger kennen zu lernen. 
Wir haben Workshops mit entsprechenden Themen in 
chinesischer, englischer und spanischer Sprache ver-
anstaltet, um unsere Leute dabei zu unterstützen, sich 
gegenüber der Stadtverwaltung zu artikulieren.

Michelle Liu:  
Ich bin Mitarbeiterin des Chinesisch-Amerikanischen 
Planungsrates (CPC). Wir haben 30 Standorte in 
den drei Bezirken Queens, Brooklyn und Manhattan. 
Unsere Dienste richten sich vor allem an chinesische 
Einwanderer und ihre Familien. Die meisten haben 
ein niedriges Einkommen, schwache Englischkennt-
nisse. Es handelt sich teils um legale, teils um nicht 
dokumentierte Einwanderer.

Michelle Liu, Mitarbeiterin des
New Yorker Chinesisch-Amerikanischen Planungsrates
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Als 9/11 passierte, mussten einige unserer Einrich-
tungen schließen, weil sie unmittelbar am Ground Zero 
lagen. Ansonsten war es so, wie Peter erzählt hat, die 
meisten Mitarbeiter/innen wollten so schnell wie mög-
lich nach Haus zu ihren Familien gehen. Ich weiß nicht, 
wie ich reagiert hätte, ich habe damals noch nicht beim 
CPC gearbeitet, ob ich auch nach Hause hätte gehen 
wollen? Bei uns war es so, dass das Management 
angerufen hat und alle Mitarbeiter/innen aufgefordert 
hat, an ihren Arbeitsplätzen zu bleiben, zumindest so 
lange, bis es einen einigermaßen verläßlichen Über-
blick über die Situation in der Stadt geben würde. Wenn 
so etwas passiert, kann man ja leicht in Panik geraten. 
Das Management war glücklicherweise besonnen 
genug, das Richtige anzuweisen.
Was geschah in der Folge? Ich denke, dass unsere 
Infrastruktur gut dafür geeignet war zu reagieren. Wir 
hatten funktionierende Kindertagesstätten, die von 
Kindern aus den meisten betroffenen Wohngebie-
ten besucht wurden und auch ihren Familien helfen 
konnten, Trauma und Stress zu bearbeiten. Wir hatten 
funktionierende Senioreneinrichtungen, in denen es 
ein Essensangebot gab. Sie haben ihre Kapazitäten 
erhöht und mehr Essen angeboten. Sie haben ihre 
Öffnungszeiten ausgedehnt. Mitarbeiter sind von 
Tür zu Tür gegangen, um mobilitätsbehinderte allein 
lebende Menschen aufzusuchen und festzustellen, ob 
sie Unterstützung brauchten. Wir verfügten auch über 
Job-Trainingsmöglichkeiten, für die es jetzt einen rasch 
ansteigenden Bedarf gab, weil viele Menschen unserer 
Zielgruppe in der Textilindustrie beschäftigt waren 
und eine Reihe der Fabriken, in denen sie beschäftigt 
waren, nach 9/11 ihren Betrieb einstellten. Wir hatten 
es auch vorher mit vielen Menschen zu tun, die nur 
über ein niedriges Einkommen und eine schlechte Aus-
bildung verfügten. Jetzt steigerte sich die Problematik. 
Wir mussten nur einen höheren Gang einlegen.

Wir hatten auch vorher über ein Verteilungssystem 
für soziale Unterstützungsprogramme verfügt wie z.B. 
Lebensmittelmarken, medizinische Hilfe für arme Men-
schen und Mietzuschüsse. Wir mussten das jetzt alles 
nur um die Hilfsprogramme, die mit 9/11 zusammen 
hingen, erweitern. Wir waren als CPC eigentlich gut 
aufgestellt, um uns diesen Herausforderungen zu stel-
len, aber es war doch nicht einfach, plötzlich in ganz 
anderen Dimensionen gefordert zu sein. Vielleicht hätte 
es nicht geklappt, wenn unser Management nicht klare 
Vorgaben gemacht und den Anstoss dazu gegeben 
hätte, hier mit aller Kraft einzusteigen.
Für diese Dinge konnten wir unsere bestehende Infra-
struktur nutzen, wir mussten sie nur erweitern und sta-
bilisieren. Aber es kamen auch ganz neue Aufgaben auf 
uns zu, bei denen wir auf keine Erfahrungen zurückgrei-
fen konnten. Das waren alle emotionalen und psycho-
logischen Probleme, die 9/11 mit sich brachte. Unsere 
Mitarbeiter waren Sozialarbeiter, keine Psychiater oder 
Psychologen. Dazu kommt, dass es in unserer Kultur 

nicht üblich ist, Emotionen zu haben. Man spricht 
nicht über Emotionen und solche Dinge. Das konnte 
jetzt nicht mehr vermieden werden. Also haben unsere 
Leute, so gut sie es konnten, auf die emotionalen Pro-
bleme reagiert, die an sie herangetragen wurden. Kurz-
fristig war das die einzige Möglichkeit. Wir sind dann 
aber bald auf das Hamilton Madison Haus zugegangen, 
um mittelfristig gemeinsame Handlungsansätze zu 
entwickeln und unsere Kräfte zusammen zu fassen. 
Wir haben ein Team, das Erfahrungen mit konkreten 
direkten Dienstleistungen hat, das Hamilton Madison 
Haus verfügt über Spezialisten für psycho-soziale Pro-
blemlagen. Wir begannen zusammen zu arbeiten. Sie 
stellten uns ihre Mitarbeiter als Trainer zur Verfügung 
– und so wurde schließlich ein Curriculum entwickelt 
mit Materialien in chinesischer Sprache – etwas Uner-
hörtes, wo in der Welt gibt es chinesische Literatur zu 
psychischen Problemlagen? 

Eine der ersten Erkenntnisse, die sie uns dabei vermit-
telten, war, dass es unseren Mitarbeiter/inne/n nicht 
möglich sein würde, auf die emotionalen Bedürfnisse 
der Bevölkerung einzugehen, wenn sie selbst keinen 
Begriff davon hätten, was Emotionen sind und was sie 
selbst für emotionale Bedürfnisse haben. Die Kolleg/
inn/en vom Hamilton Madison Haus haben unsere 
Mitarbeiter/innen nicht therapiert, aber sie haben 
ihnen geholfen, sich ihrer eigenen emotionalen Dispo-
sitionen bewusst zu werden.

Jetzt, wo 9/11 schon ein paar Jahre hinter uns liegt, 
hat sich der Fokus unserer Organisation wieder 
mehr den unmittelbaren praktischen Hilfestellungen 
zugewandt und psychische Problemlagen sind wie-
der mehr in den Hintergrund getreten. Ich bedaure 
das ein wenig, aber diese Gesichtspunkte sind doch 
nicht ganz verschwunden. Wir arbeiten nach wie vor 
mit Initiativen zusammen, die sich mit diesen Fragen 
beschäftigen, und bekommen auch nach wie vor ein 
paar kleinere Zuschüsse, die es uns ermöglichen, das 
Arbeitsfeld nicht gänzlich zu verlassen.
Für die Rolle, die wir nach 9/11 spielen konnten, 
spielten die Beziehungen, die wir aus der Zeit vorher zu 
den Menschen hatten, die Hauptrolle, insbesondere das 
Vertrauen, das sie zu uns hatten. Das machte es nicht 
nur möglich, sie mit einem erweiterten Regelangebot zu 
erreichen, sondern war auch die Grundlage dafür, dass 
wir auf Phänomene aufmerksam werden konnten, die 
uns vorher ganz fremd waren.

Ben Hughes: 
Ich bin Ben von Bassac im United Kingdom. Mich interes-
siert eine Sache, die alle drei Präsentationen zu verbin-
den scheint. Es geht um die Rolle von Leitung. Ihr habt 
davon geredet, wie es plötzlich notwendig wurde, Dinge 
anders zu sehen und neu zu denken. Das passiert doch 
nicht einfach so, sondern ist ein Prozess, der geführt 
werden muss. Wie steht es um diese Führungsqualität?
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Susan Stamler: 
Ich gehörte zu dieser Zeit zu den Mitarbeiterinnen 
des University Settlement und kann aus dieser Per-
spektive sagen, dass es einerseits einen Bedarf für 
schnelle Trainingsmaßnahmen gab, aber die wesent-
liche Aufgabe der Leitung war es, uns Anerkennung 
und Dankbarkeit dafür zu zeigen, dass wir uns nicht 
von unseren Ängsten davon haben abbringen lassen, 
zu handeln und für die Leute da zu sein.

Keith Liederman: 
Ich stimme dem zu, dass die Leitungskompetenz 
ein zentrales Moment der Krisenbewältigung dar-
stellt. Ich bin sehr glücklich darüber, dass unser 
Leitungsteam den Sturm intakt überdauert hat und 
dass wir heute noch in hoher Kontinuität über das 
gleiche Leitungsteam verfügen wie damals.

Etwa sechs Monate nach dem Sturm, wir hatten 
inzwischen unsere stärksten Herausforderungen 
bestanden, das Defizit weitgehend aufgearbeitet, die 
Gebäudereparaturen fast vollständig abgeschlossen, 
die meisten Mitarbeiter/innen wieder an Bord, die 
Finanzierung wieder abgesichert, kam einer unserer 
Manager zu mir ins Büro and fragte mich: „Hast Du 
ein Handbuch gelesen, wie man all so etwas macht. 
Ich habe nämlich gerade ein solches Buch gefunden 
und du hast alles so gemacht, wie es darin steht.“ 
Ich gab ihm zur Antwort: „Komisch, dass du so etwas 
sagst.“ Nein, wir haben kein Handbuch gelesen. Aber 
was wir sehr bewusst in dieser Situation gemacht 
haben, ist, dass wir uns auf die „basics“, die ele-
mentaren Grundlagen von Leitung und Management 
besonnen haben. Unsere erste unmittelbare Ent-
scheidung war die unbedingte Loyalität zu unseren 
Mitarbeiter/innen, wir haben alle Gehälter und alle 
Zulagen weiter gezahlt, wenn sie in irgend einer 
Weise weiter etwas für Kingsley House getan haben. 
Wir haben sie gehalten, auch um sie dabei zu unter-
stützen, ihre eigenen Krisensituationen bewältigen 
zu können. Und wir haben das noch ein paar Monate 
nach dem Sturm durchgehalten. Als wir dann doch 
einige Kolleg/inn/en entlassen mussten, haben wir 
ihnen dabei geholfen, die entsprechenden Unterstüt-
zungssysteme zu aktivieren, damit sie schnell wieder 
auf eigenen Füßen stehen konnten. Wir haben nie-
manden auf dem Trockenen gelassen. Diese Loyalität 
ist ein Grundbestandteil von Leitungsqualität. Das 
zweite Element war die Wahrung unseres „Kerns“. 
Wenn Du es schaffst, in der Krise an deiner eigent-
lichen Aufgabe, an deiner zentralen Zielsetzung 
festzuhalten, wirst du mit deinem Team unendlich 
viel schaffen. Demgegenüber hat das, was wir sonst 
tagtäglich tun, gucken, dass die Finanzierung stimmt 
etc. plötzlich eine untergeordnete Bedeutung. Auch 
diese Erkenntnis betrifft eigentlich nur die „basics“ 
von Leitungskompetenz.

Ann Hilbig: 
Wir haben aus den Erfahrungen mit dem Hurrikan 
Katrina, nicht zuletzt aus den Erfahrungen unserer 
Kolleg/inn/en in New Orleans gelernt, worauf es 
nach einem Desaster vor allem ankommt. Vor drei 
Jahren hatten wir unseren eigenen Hurrikan, da 
konnten wir dieses Wissen umsetzen. Auch das ist 
eine einfach Botschaft: Am Tag nach einem solchen 
Unglück machst du vielleicht nicht das, was du vor-
her gemacht hast. Was du zu tun hast, ist davon 
abhängig, welche Situation du in deinem Gemein-
wesen vorfindest. Vielleicht wirst du losgeschickt, 
um von Tür zu Tür zu gehen, um festzustellen, 
welche älteren Menschen keinen Strom und keine 
Lebensmittel haben. Nicht das, was vielleicht sonst 
in deiner Job-Beschreibung stand, was aber jetzt 
vordringlich ist. 

Herbert Scherer: 
Das ist eine interessante Frage. Wir haben die glei-
che Erfahrung gemacht, zurück zu den „basics“. Wie 
Peter gesagt hat: wir sind normale Leute, wir gehen 
unsere Wege, wir wissen, was zu tun ist, und plötzlich 
ist alles anders und wir müssen umdenken. Und wor-
auf wir uns in solchen Situationen verlassen können, 
sind vor allem die guten Ideen unserer Vorgänger, 
der Gründer unserer Organisationen. In solchen Situ-
ationen erweisen sie sich als gültig. Und deswegen 
ist es wichtig, sie lebendig zu halten. Auch wenn der 
Bezug auf diese Ideen in einer Konferenz wie dieser 
manchmal wie pure Ideologie erscheint, die in der 
Alltagspraxis unserer Organisationen kaum wiederzu-
erkennen ist, ist es sehr wichtig, sich in Extremsitua-
tionen darauf besinnen zu können.

Keith Liederman: 
Eine andere Erfahrung, die auch etwas mit „basics“ 
zu tun hat, ist die Bedeutung von Familie in Zeiten 
tiefer Krisen. Es gehört zu unserem Selbstver-
ständnis, mit Familien zu arbeiten, aber wir denken 
nicht so oft an unsere eigenen Familien. Es gab in 
unserem Team niemand, der nicht in irgendeiner 
Weise vom Hurrikan betroffen war, und wir alle hät-
ten das ohne die Unterstützung unserer Familien 
kaum durchstehen können.

Peter Yee: 
Wie man in solchen Situationen reagiert, hängt 
auch mit der eigenen Stellung in der Organisation 
zusammen: Mitarbeiter/innen, Geschäftsleitung 
oder Vorstand müssen jeweils aus ihrer Rolle her-
aus Entscheidungen treffen. Nach 9/11 wurden alle 
möglichen Programme aufgelegt, es gab Geld für 
alles Mögliche, oft für Dinge, die wir nicht kannten 
und von denen wir zu diesem Zeitpunkt auch nichts 
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verstanden. Wie sollten wir damit umgehen? Da gab 
es zum Beispiel das Projekt „Freiheit“ (Liberty). Es 
war ein Outreach-Programm. Es ging darum, zu den 
Menschen im Gemeinwesen hinauszugehen, mit 
ihnen zu sprechen und herauszufinden, wie sie die 
Geschehnisse psychisch verkraftet hätten, um ggfs. 
Interventionsnotwendigkeiten daraus abzuleiten. Es 
war kein zertifiziertes Programm, es war eine brand-
neue Sache, es gab keine Erfahrungswerte mit 
solch einem Programm. Ich musste als Mitarbeiter 
meine Vorgesetzten davon überzeugen, dass wir die 
Kühnheit aufbringen sollten, dies Programm durch-
zuführen. Ich fand es wichtig, da es die Chance bot, 
an bis dahin ausgeblendete Fragestellungen in der 
asiatischen Community heranzukommen. Und ich 
sah eine Verantwortung bei unserer Organisation, 
dieser Community eine Hilfe anzubieten, die in 
dieser traumatisierenden Situation notwendig war. 
Meine Aufgabe lag also darin, den Geschäftsführer 
und den Vorstand zu überzeugen, das Risiko einzu-
gehen, etwas zu tun, ohne dass vorher die Bezah-
lung sicher gestellt ist und ohne dass es vorher 
einen Vertrag gibt. Ich war zu dieser Zeit erst einen 
Monat bei der Organisation beschäftigt, insofern 
gehörte schon etwas Mut dazu so aufzutreten. Aber 
ich war davon überzeugt, dass das jetzt die Stunde 
der Bewährung war – und dass wir es nicht verdie-
nen würden, uns weiter in der Tradition der Settle-
ments zu sehen, wenn wir uns jetzt entzögen. In das 
Programm einzusteigen, war keine Kleinigkeit. Wir 
mussten 50 Leute in zwei bis drei Monaten ausbil-
den. Aber wir mussten es tun, auch wenn es nicht 
den normalen Regularien entsprach, wenn erst 
einmal durch Geschäftsführung und Vorstand nach 
Rücksprache mit den Rechtsanwälten geklärt wird, 
ob alle Verträge in Ordnung und wasserdicht sind. 
In diesem Fall dachte ich, wenn nicht wir es tun, die 
dafür vergleichsweise die besten Voraussetzungen 
mitbringen, wer kann es dann tun? Es gibt viele 
Dinge, die auch andere tun können, aber manches 
kannst eigentlich nur du es tun. Daraus leitet sich 
eine hohe Verantwortung ab.

Ken Walters: 
Es hat mich sehr beeindruckt, von Euch zu hören, wie 
Nachbarschaftshäuser in solchen Desastern oder 
Krisen an ihren Aufgaben gewachsen sind. Darüber 
hinaus habt ihr angedeutet, dass es im Ergebnis 
auch positive Entwicklungen gegeben hat, z.B. eine 
Stärkung des Zusammenhalts zwischen Leitung und 
Mitarbeiter/innen oder die Wiederbesinnung auf die 
„basics“, die Grundlagen der Arbeit oder die Solida-
rität zwischen Einrichtungen aus unterschiedlichen 
Städten. Ich würde von Euch gerne hören, wie ihr die 
langfristigen Auswirkungen einschätzt, seid ihr jetzt 
stärkere Nachbarschaftshäuser als vorher?

Herbert Scherer: 
Ich denke, es ist eine ständige Aufgabe von Nachbar-
schaftshäusern, sich immer wieder neu zu erfinden. 
Solche Situationen sind nur ein unmissverständlicher 
Anstoß, jetzt ohne zu Zögern das zu tun, was man 
eigentlich sowieso immer wieder tun muss.

Keith Liederman: 
Wir sind auf jeden Fall aus diesen Ereignissen 
gestärkt hervorgegangen. Ich kann mich noch gut 
erinnern, wie wir einige Monate nach Katrina von 
unseren Kolleginnen nach Houston eingeladen wur-
den und zu einem der Nachbarschaftshäuser gin-
gen, wo wir uns mit Menschen trafen, die aus New 
Orleans hatten weggehen müssen und von unserer 
Partnerorganisation in Houston angestellt worden 
waren, um anderen „Displaced Persons“ aus New 
Orleans zu helfen. Das war ein sehr emotionaler 
Moment. Hier waren andere Nachbarschaftshäuser, 
die anderen Menschen halfen, uns zu helfen. Ich 
weiß noch, welches Gefühl ich hatte, als wir nach 
New Orleans zurückgekommen waren: Niemand 
und nichts wird uns daran hindern, die Schrecken zu 
überwinden und den Wiederaufbau zu schaffen. Wir 
haben in einer Weise Stärke voneinander getankt, 
wie ich es nie für möglich gehalten hätte. Das 
nehme ich in die Zukunft mit. Und ich muss geste-
hen, danach bin ich heute ebenso süchtig wie nach 
meiner alten Abhängigkeit von Kaffee und Koffein, 
die ich vor einiger Zeit überwunden habe, die aber 
inzwischen wieder zurückgekehrt ist. Was es bedeu-
tet, wirklich zusammen zu arbeiten und Ressourcen 
zusammen zu fügen, das ist eine persönliche Erfah-
rung, die mit Sicherheit für mein weiteres berufliches 
Selbstverständnis grundlegend ist. So etwas lernen 
wir ja theoretisch in unserer Ausbildung, aber in der 
Wirklichkeit der sozialen Arbeit findet es fast nicht 
statt. Und hier habe ich es zum ersten Mal in meiner 
25jährigen Tätigkeit praktisch erfahren, was kom-
plette Partnerschaft über Trägergrenzen und über 
Staatsgrenzen hinaus bedeutet. Ich weiß, dass wir 
das aufrecht erhalten und zu einer permanenten 
Methode machen müssen, wie wir unsere Arbeit 
organisieren.

Ann Hilbig: 
Eine Langzeitfolge ist sicher ein erweitertes Selbst-
verständnis. Wenn man mich vor Katrina gefragt 
hätte, ob unser Nachbarschaftshausverband eine 
Katastrophenhilfe-Einrichtung sei, hätte ich „Nein“ 
geantwortet, das sei eine Angelegenheit des Roten 
Kreuzes und der Heilsarmee. Aber weil wir in unserer 
Stadt dafür bekannt sind, dass wir die Richtigen sind, 
wenn es um Lösungen für komplexe, schwierige und 
facettenreiche Angelegenheiten geht,  hat man uns 
angesprochen, als es zu dieser Notlage kam, von 
der klar war, dass sie nicht vom Roten Kreuz und der 
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Heilsarmee gelöst werden würde. Wir haben als Orga-
nisation dadurch neue Fähigkeiten entwickelt und 
neue Werkzeuge an die Hand bekommen, insbeson-
dere in der Einzelfallhilfe, durch die wir heute einen 
stabileren Stand im örtlichen Hilfesystem haben.

Peter Yee: 
Ich sehe das ähnlich. Wir, das Hamilton Madison 
Haus und der Chinesisch-Amerikanische Planungsrat 
(CPC) haben nach 9/11 begonnen, intensiv zusam-
men zu arbeiten. Heute hat das CPC eine größere 
Kapazität, was Fragen der psychischen Gesundheit 
angeht, und das Hamilton Madison Haus hat eine 
größere Kapazität in der Einzelfallhilfe und im „Case 
Management“. Einige der Programme, die wir nach 
9/11 entwickelt haben, gibt es heute noch, allerdings 
in erheblich kleinerem Umfang. Es war zuweilen 
schwierig, eine Anschlussfinanzierung zu bekommen. 
Die entsprechende Etatposition ist von 500.000 Dol-
lar jährlich auf 50.000 geschrumpft. 
In New York arbeiten eigentlich alle eng mit den 
anderen zusammen, aber gleichzeitig beobachten wir 
uns, denn wir sind nicht nur Partner sondern auch 
Wettbewerber um schrumpfende Ressourcen. Das ist 
nicht schwierig, wenn wir Dinge tun, die andere nicht 
tun können, aber vieles, was wir tun, ist auch ähn-
lich. Das ist dann schon eine andere Sache.

Herbert Scherer: 
Ich finde, wir haben noch eine andere Erfahrung 
gemacht, die auf Dauer ermutigen kann: Wenn es 
einmal wirklich hart auf hart kommt, wenn es wirklich 
schwierig ist, entsteht so etwas wie Gemeinschaft 
und Nachbarschaft wieder neu. Das kann uns Ver-
trauen in unsere Arbeit geben, denn das ist ja eigent-
lich das, was wir schaffen wollen: Nachbarschaft. Wir 
erleben normalerweise ja hauptsächlich alle diese 
Individuen, die sich voneinander abgrenzen und nicht 
über den Weg trauen, aber in einer Krise gibt es gute 
Chancen, Nachbarschaft zu rekonstruieren, ja die 
Leute tun das sogar selbst. 

Keith Liederman: 
Dazu kommt noch, was Du schon gesagt hast: die 
Wiederentdeckung der Wurzeln der Settlement-
Bewegung. Das hat in unserem Fall eine besondere 
Bedeutung, denn gerade den ersten Settlements in 
den USA ging es vor allem darum, den Einwanderern 
den Weg zu ebnen, Hindernisse aus dem Weg zu räu-
men und ihnen zu helfen anzukommen und klar zu 
kommen. Diese Aufgabe hat viele Ähnlichkeiten mit 
dem, was wir nach Katrina machen mussten, um die 
Wiederansiedlung der Bewohner zu ermöglichen.

Michele Ivory: 
Ich möchte noch etwas zu unseren gegenseitigen 
Beziehungen sagen. Als wir nach 9/11 zusammen-
kamen, war es für viele Organisationen tatsächlich 
das erste Mal, dass sie zusammen an einer gemein-
samen Aufgabe gearbeitet haben. Und das war eine 
gute Erfahrung, gerade auch, weil es eine Mischung 
recht unterschiedlicher Organisationen war. Die 
daraus entstandenen Beziehungen sind solide und 
immer noch stark, obwohl wir nicht mehr an der 
gemeinsamen Bewältigung der Folgen von 9/11 
arbeiten. Aber das Netzwerk, das damals entstanden 
ist, lässt sich bei Bedarf immer wieder aktivieren, so 
z.B. kürzlich, als es um die Frage der neuen Moschee 
beim Ground Zero ging. Einige von uns meinten, dass 
es notwendig sei, rasch eine positive gemeinsame 
Antwort zu dieser Streitfrage zu formulieren. Es war 
sehr einfach, das Netzwerk von damals für diese 
neue Aufgabe wieder zu beleben. Wir nutzen die ent-
standenen Beziehungen untereinander jetzt auch für 
andere Zwecke. Es ist wichtig, dass wir uns kennen, 
wissen was wir voneinander halten und worauf wir 
uns verlassen können. Auch das ist eine Langzeitwir-
kung, die nicht zu unterschätzen ist.
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Erwartungen an Lehre und Forschung der Sozialpädagogik
Vortrag im Rahmen des Workshops „Alterswissenschaften: Leben 2030“

am 30. 09. 2010 im Ludwig Erhardt-Haus, Berlin

Vorbemerkung: 
Wir wissen es im Grunde genommen aus unserer 
Erfahrung, vergessen es aber im Alltag immer wieder, 
obwohl uns die Beispiele aus unserem beruflichen 
und persönlichen Leben zeigen, dass die Bürger 
selbst die Erfinder, die Innovationsträger, die Verän-
derer unserer sozialen Umwelt und Institutionen sind. 
Fachwelt, Politik, Verwaltung folgen, oft nur widerwil-
lig. Ob Kinder- und Schülerläden, Bauspielplätze, die 
Selbsthilfebewegung in ihren verschiedensten Facet-
ten, die Wohngemeinschaften für Demenzkranke 
oder die Hospizbewegung, auch die neue Bewegung 
bürgerschaftlichen Engagements, alle mussten um 
die politische und fachliche Anerkennung kämpfen, 
begegneten fachlicher Skepsis,  bevor sie allgemeine 
Anerkennung fanden. 

Dass das auch in Zukunft so bleibt, damit ist wohl 
zu rechnen. Mit am klügsten hat das einmal Milos 
Forman, Regisseur des Films: „Einer flog übers 
Kuckucksnest“ ausgedrückt, als er sagte, dass die 
Menschen sich Institutionen schaffen, die ihnen hel-
fen sollen, ihren Alltag zu meistern, aber dass diese 
Institutionen nach einer gewissen Zeit sich gegen 
jene wenden, die sie sich geschaffen haben und 
beginnen, ihnen das Leben schwer zu machen, Vor-
schriften zu erteilen, sich gar gegen sie zu wenden 
(das thematisiert ja in eindrucksvoller Weise auch 
der oben genannte Film). Jeder von uns hat da seine 
Erfahrungen. Jeder von uns sollte daher auch seine 
eigene Institution immer im Auge behalten: dient 
sie noch den Menschen, die sie finanzieren, die sie 
benötigen oder nötigt sie ihm eine vermeintliche Ins-
titutionslogik auf.

Nicht absonderlich ist daher der Vorschlag, der mir 
kürzlich im Gespräch mit dem Geschäftsführer eines 
Trägers der Jugendhilfe begegnet ist. Er würde am 
liebsten in allen Kinder-und Jugendfreizeiteinrich-
tungen nur noch „Kulturarbeiter“ beschäftigen, weil 
Sozialarbeiter und Sozialpädagogen nicht die Fähig-
keiten und Potentiale der Kinder und Jugendlichen in 
den Vordergrund rücken und entsprechend fordern 
und fördern, sondern deren Probleme und damit 
Entwicklungsmöglichkeiten behindern. Als Geschäfts-
führer eines Trägers „sozial-kultureller Arbeit“ kann 
ich diesen Gedanken aus eigener Erfahrung gut 
verstehen. So sind beispielsweise die besten Alten-
arbeiter eben nicht Altenpfleger oder Sozialarbeiter, 
sondern Theaterpädagogen, die die alten Menschen 

in neue Lebenswelten entführen. Natürlich, wir brau-
chen alle. Aber eben wirklich alle, wollen wir nicht in 
der fürsorglichen Belagerung und umfassenden, die 
Menschen müde machenden, Betreuung verharren. 

Diese Bemerkungen sind deshalb wichtig, weil sie 
die Bedeutung von Lehre und Forschung (von Exper-
tentum)  in der sozialen Arbeit relativieren. Nicht, 
dass auf die verzichtet werden sollte oder könnte. 
Im Gegenteil. Aber die Ehrlichkeit zu sich selbst und 
seiner Umgebung gebietet es, die eigene Rolle und 
gegebene Grenzen immer wieder zu betrachten und 
sich dessen bewusst zu sein, dass Forschung und 
Lehre der Gesellschaft dienlich sein sollten. Die 
Befriedigung persönlicher Eitelkeiten und der institu-
tionelle Autismus an und von Hochschulen werden in 
unserem System des Dualismus von Praxis einerseits 
und Lehre und Forschung andererseits begünstigt, 
können aber von jedem Teilnehmer auch jederzeit 
zugunsten gegenseitiger Herausforderung aufgehoben 
werden. Gute Beispiele dafür gibt es leider zu selten. 
So ist die Initiative der Formulierung von gegenseitigen 
Erwartungen sehr zu begrüßen, zumal, nach meiner 
Auffassung, zahlreiche Hochschulen für Soziale Arbeit 
damit zu tun haben, die Veränderungen der letzten 
Jahrzehnte in der Forschung und Lehre aufzugreifen. 
Beispielhaft dafür steht die mangelnde Vorbereitung 
aller Studierenden auf die Zusammenarbeit mit ehren-
amtlichen Mitarbeitern, bzw. auf die Förderung und 
Einbeziehung bürgerschaftlichen Engagements, nach-
barschaftlicher Strukturen und damit der „Rückgabe“, 
der Entstaatlichung, sozialer Einrichtungen an diejeni-
gen, für die sie da sein sollten. 

Veranstalter: HealthCapitel Berlin-Brandenburg  (Der mündliche Vortrag weicht vom Manuskript teilweise ab)

Georg Zinner, Vorsitzender des VskA, Bundesverband
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Erwartungen an Lehre und Forschung der 
Sozialpädagogik

A.	 Wünsche an die Lehre

1.	 Schluss mit der Defizitorientierung 

Es hängt wohl mit der Geschichte der Sozialen 
Arbeit zusammen, dass „aus dem Wunsch helfen zu 
wollen“, die Probleme des einzelnen Menschen im 
Vordergrund stehen. Die Fallorientierung, die Benen-
nung der Probleme und der Defizite, die ausgegli-
chen werden sollen, stehen im Vordergrund. Warum 
werden nicht die Möglichkeiten, die Potentiale des 
Menschen, seiner Familie, seiner Nachbarschaft, der 
Community in den Vordergrund gestellt? 
„Case-Management“ richtig verstanden setzt auf indi-
viduelle und gesellschaftliche Potentiale.

2.	 Förderung bürgerschaftlichen 
	 Engagements und ehrenamtlicher 
	 Mitarbeit

Wenn ich nach den Potentialen frage, dann nicht nur 
nach dem des Menschen, auch des älteren Men-
schen, sondern auch der seiner Umgebung. Heute 
treten gut ausgebildete, gesunde und an Aktivitäten 
verschiedenster Art interessierte Senioren in den 
Ruhestand, die ihre Talente gerne für die Allgemein-
heit und zum eigenen Wohlbefinden einsetzen. Wir 
dürfen sie fordern und wir müssen sie fördern. Wenn 
sie dann selbst hilfebedürftig geworden sind, in der 
Regel erst im hohen Alter, dann können sie erwarten, 
dass ihnen eine professionelle Hilfestruktur zur Seite 
steht, unterstützt von ehrenamtlichen Engagement. 
Die Werbung, die Begleitung, Fortbildung ehrenamt-
licher Mitarbeiter muss in den Ausbildungsstätten 
gelernt werden und solle zu den Grundqualifikationen 
der in sozialen Berufen arbeitenden gehören. 

3.	 Für die Entwicklung gemeinschafts-		
	 bildender und engagementfördernder 
	 Infrastruktur ausbilden

Wenn wir unter großstädtischen Bedingungen 
mehr als 50 % Einpersonenhaushalte haben, wenn 
wir wissen, dass traditionelle Strukturen sozialer 
Gemeinschaften, wie Familien, Vereine, Kirchen-
gemeinden, betriebliche Zusammenhalte, fragiler 
geworden sind, dann müssen wir für neue, zeitge-
rechte Gemeinschaftsformen sorgen und Sozialar-
beiter- und Pädagogen dafür ausbilden, dass sie 
lernen, dafür benötigte Infrastruktur zu schaffen und 
zu „bewirtschaften“ (Nachbarschaftszentren, Stadt-
teiltreffpunkte, Mehrgenerationenhäuser: Kinderta-
gesstätten und Jugendfreizeiteinrichtungen als Orte 
für Familien). Herkömmliche Einrichtungen (ghettoi-
sierender Natur)  müssen nicht “perfekter“ werden, 

sondern bedürfen der tendenziellen Auflösung ihrer 
Monostrukturen. Warum sollen Seniorenwohnhäuser 
oder Pflegeheime nicht mit Kindertagesstätten oder 
Stadtteilzentren vermischt sein?

4.	 Ausbildungsstätten (und nicht nur einzelne 	
	 Professoren) sollten sich über erkennbare Ziele 	
	 und Handlungsprogramme verständigen, 	
	 für die sie stehen und dann auch eintreten

Bei mir  besteht der Eindruck, dass es schon lange 
keine handlungsleitenden Ideen mehr gibt. Für was 
stehen Ausbildungsstätten sozialer Arbeit heute 
ein? Was fordern sie von der Politik, von den Kom-
munen, von den Ländern, von den Verbänden und 
Trägern sozialer Arbeit? Was ist handlungsleitend 
für ihre Studenten, Schüler und Mitarbeiter? Für 
was treten sie an und ein für welche gesellschaft-
lichen Ziele und Werte bilden sie aus? Beschäftigen 
sie sich mehr mit ihren inneren Abläufen und Struk-
turen, als mit denen Aufgaben und Zielen, für die 
sie ausbilden? Stehen sie eher für Besitzstandswah-
rung und Standesinteressen als für gesellschaft-
liche Innovation und Beteiligung? 

5.	 Ausbildungsstätten sollten Forum 
	 zentraler Diskussionen sein 

Es ist inzwischen so, dass es unendlich viele Foren 
gibt, die aktuelle, oft tagesaktuelle Themen disku-
tieren. Aber weder regional noch überregional gibt 
„zentrale Foren“, zu denen sich nachhaltig gesell-
schaftliche Instanzen, Akteure sozialer Arbeit, Lehre 
und Forschung zum Austausch treffen. Ich wünschte 
mir Ausbildungsstätten, die diese Aufgabe an sich 
ziehen und nicht nur die Fachleute sozialer Arbeit, 
sondern auch die bürgerschaftlich Engagierten zu 
Teilhabern dieser Debatte machen. So, wie ich mir 
wesentlich mehr dauerhafte, auf Nachhaltigkeit 
angelegte Verbindungen zwischen Forschung, Lehre 
und Praxis wünsche und zum Beispiel auch, dass 
„Ehrenamtliche“ in die Lehre einbezogen werden 
und auch  „Lehraufträge“ an sie erteilt werden.
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B.	 Wünsche an die Forschung

Hier fällt es mir schwer, ein Statement abzugeben. 
Manches, worum sich Forschung kümmern sollte, 
ergibt sich schon aus dem vorher Gesagten. Und vor 
allem: wir haben zwar auch ein Wissensdefizit (das 
wird es immer geben), aber noch mehr haben wir ein 
Handlungsdefizit.

1.	 Die Wirkung sozialer Infrastruktur auf alte 	
	 Menschen und auf Menschen überhaupt.

Wie beeinflussen unsere sozialen Einrichtungen das 
Wohlbefinden? Haben sie überhaupt einen entschei-
denden Einfluss? Leben die Menschen nicht auch 
genauso so gut und sicher ohne diese Strukturen 
und schaffen sie sich nicht eigene Möglichkeiten und 
suchen nach eigenen Wegen, wenn diese Strukturen 
unterentwickelt sind oder fehlen? Könnte es sein, 
dass „nicht-professionelle“ Strukturen („niedrig-
schwellige“) Strukturen in der Regel die geeignetere 
Infrastruktur darstellen und deswegen ihre Förderung 
und Etablierung in den Vordergrund rücken sollte? 
Geht es nicht eher um „Wohlbefinden“ oder Behag-
lichkeit“ und weniger um perfekte Professionalisie-
rung und Technisierung?

2.	 Optimierung sozialer Infrastruktur

Ich bin der festen Überzeugung, dass viele Struktu-
ren geschaffen und institutionalisiert wurden, um 
bestmögliche Hilfe und Unterstützung sicher zu 
stellen, aber inzwischen notwendige Veränderungs-
prozesse nicht umgesetzt werden. Was ist notwen-
dig, damit sich soziale Einrichtungen rechtzeitig 
anpassen, öffnen, bedürfnisgerecht arbeiten? Sind 
es eher bürokratische Vorschriften, die helfen 
(Qualitätssicherungssysteme, Evaluationen) oder 
sind es eher Systeme ehrenamtlicher Mitarbeit, 
Einbindung bürgerschaftlichen Engagements, sozu-
sagen die in die Institutionen geholte öffentliche 
Kontrolle über Beteiligung und Mitwirkung? 
Kann es sein, dass sich immer mehr Kontroll- und 
Aufsichtssysteme herausbilden, weil sie in z.B. 
Pflegeberufen Ausstiegs- und Aufstiegsmöglich-
keiten anbieten? 

3.	 Optimierung des Zusammenwirkens 
	 professioneller und ehrenamtlicher Arbeit

Welche Strukturen werden benötigt, um ein dauer-
haftes, optimales Zusammenwirken professioneller 
Hilfesysteme und ehrenamtlichen Engagements 
sicher zu stellen. Welche guten Beispiele existieren, 
und was waren, bzw. sind die Erfolgsfaktoren dafür? 
Warum sagen die einen, dass sie große Probleme 
bei der Generierung ehrenamtlichen Engagements 
haben und die anderen, dass sie damit gute Erfah-

rungen haben? Sich im Gegenteil sogar darüber 
wundern, für was sich Menschen sich begeistern 
lassen und sich engagieren? Was also sind Erfolgs-
faktoren ehrenamtlicher Mitarbeit?

4.	 Gibt es eine gesellschaftliche 
	 Deformierung durch
	 Professionalisierung?

Verlassen sich und überlassen immer mehr Men-
schen soziale Verantwortung denen, die dafür 
ausgebildet sind und bezahlt werden (Beispiel: Kin-
derschutz, Demenz). Werden Gemeinschaften pas-
siv, wenn ihnen ein fürsorgliches (überfürsorgliches) 
System zuviel abnimmt. Verlieren Gemeinschaften 
und Einzelne an Fähigkeiten und Erfahrungen, wenn 
zu viel Hilfe institutionalisiert wird? Gibt es eine Ein-
schätzung dazu für unser Land, auch im Vergleich 
zu anderen Ländern?

5.	 Technik im Alter

Aus Erfahrung wissen wir, dass Hilfsmittel nur 
begrenzte Akzeptanz finden. Was ist zu tun, damit 
die Akzeptanz zunimmt und wie werden ästhetische 
Bedürfnisse und Funktionalität so in Übereinstim-
mung gebracht, dass sie dazu einen Beitrag leisten?

Schlussbemerkung und Fazit

Im Laufe meines Berufslebens haben sich Erwar-
tungen an Lehre und Forschung eher reduziert als 
erhöht. Hochschulen und Praxis arbeiten neben-
einander statt miteinander. Langfristig angelegte 
gemeinsame Projekte gibt es so wenig, wie eine 
intensive Kommunikation oder einen intensiven 
Austausch. Die gegenseitige Befruchtung kann nur 
über die Diskussion von gesellschaftlichen Werten 
und Zielen erfolgen, die mit Ausbildung und Praxis 
verfolgt werden sollen. Wenn dieser Dialog nicht 
beginnt und gelingt, verlieren Hochschulen und Pra-
xis gemeinsam. Gesellschaftliche Entwicklung und 
soziale Wirklichkeit gestalten die Praxis mehr als 
Fachleute gemeinhin annehmen. Das relativiert und 
beruhigt zugleich.

Weitergehende Infos unter:
http://www.healthcapital.de/ueber-uns/handlungs-
felder/7-dienste-fuer-aeltere-menschen.html

Georg Zinner
Paritätischer Wohlfahrtsverband, 
LV Berlin, stv. Vorsitzender
Geschäftsführer Nachbarschaftsheim Schöneberg, 
Berlin

http://www.healthcapital.de/ueber-uns/handlungsfelder/7-dienste-fuer-aeltere-menschen.html
http://www.healthcapital.de/ueber-uns/handlungsfelder/7-dienste-fuer-aeltere-menschen.html
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Vater wurde im April 1909 im fränkischen Fürth an 
der bayrischen Grenze geboren. Seine Eltern, Rosa 
und David Jonas, ernährten sich redlich vom Verkauf 
koscherer Milchprodukte, und Vater musste schon 
als Kind im Geschäft mithelfen. Sommers wie winters 
hängte er eine Karre an sein Fahrrad und transpor-
tierte Milchkannen zur Molkerei. Die Mutter verstarb 
früh, und die älteste Schwester übernahm die Verant-
wortung für die Familie. Mein Großvater war ein gläubi-
ger Jude, der sich an alle jüdischen Pflichten (Mizwoth) 
– an die schweren wie an die leichteren – hielt und 
das Gleiche von seinen Kindern verlangte.

In Fürth bestand seit dem Ende des Mittelalters eine 
renommierte jüdische Gemeinde. Die Schulausbil-
dung bis zum Abitur erhielt Vater an den jüdischen 
Schulen seiner Heimatstadt. Daneben spielte er 
gern Geige und war auch ein begeisterter Fußballer. 
Einer der Kleineren, die beim Fußball störten, war 
kein Geringerer als Henry Kissinger, der später von 
sich reden machen sollte. Vater studierte am Leh-
rerseminar in Köln und erwarb anschließend an der 
Universität Würzburg die Befähigung zur Heilpäda-
gogik. Meine zukünftige Mutter hatte er bereits in 
Köln kennen gelernt, doch seine Freizeit widmete 
er in erster Linie der „Ezra“-Bewegung, in die er als 
Lernender eintrat und in der er später als Ausbilder 
tätig war. Professor Jeschajahu Leibowitz war sein 
Gruppenleiter. Damit Vater für die Angelegenheiten 
der Bewegung Zeit hatte, versprach Leibowitz, ihm 
eine am nächsten Tag abzugebende Seminararbeit 

zu schreiben. Natürlich war Vater sicher, dass Lei-
bowitz seine Sache gut machen würde und lieferte 
die Blätter ab, ohne einen Blick hineingeworfen zu 
haben. Er bekam die Arbeit mit einem „ungenügend“ 
zurück.

	 Zurück zum Ursprung

In der „Ezra“-Bewegung fasste Vater den Entschluss, 
nach Erez-Israel/ Palästina auszuwandern. Seine 
beiden älteren Brüder waren nach Amerika gegan-
gen und hatten dort ihr Glück gemacht, mein Vater 
aber verband seine Zukunft mit der Vision des 
jüdischen Staates. Er wollte seine Kraft dem Aufbau 
der wiedergefundenen Heimat der Juden widmen. 
An einem Frühlingsmorgen des Jahres 1933 wurde 
Vater auf dem Weg zur Uni in der Straßenbahn von 
einem deutschen Jugendlichen getreten, dazu der 
Schrei: „Jude – raus!“ Vater fuhr zurück, packte 
seine Sachen, nahm kurz Abschied von seinem Vater, 
meinem Großvater, und überquerte noch am selben 
Tag die Grenze nach Holland. In Holland arbeitete 
er in einem Internat für behinderte Kinder, während 
er sich die für die Einreise nach Palästina erforder-
lichen Papiere besorgte. 1934 erreichte er den Hafen 
von Jaffa. Im Land nahm er zunächst verschiedene 
Arbeiten an, versah Messer mit Horngriffen und half 
beim Aufstellen riesiger Strommasten beim Elektri-
zitätswerk in Haifa. Nebenbei verbesserte er sein 
Hebräisch und arrangierte die Einwanderung von 
Schwester und Vater. Die beiden trafen 1934 ein; 

Benjamin Jonas, ein Vorbild 
Von Professor Uri Yanay

Der Verfasser des folgenden Artikels ist Professor an der Hebräischen Universität 
Jerusalem  für Sozialarbeit. Gelegentlich ist er auch als Gastdozent an der Alice-
Salomon-Hochschule in Berlin tätig. Kennengelernt habe ich ihn bei einer Tagung 
des IFS an der er für den Israelischen Verband der Nachbarschaftsheime teil-
nahm. Daraus entstand eine persönliche Freundschaft über mehrere Jahrzehnte. 
Uri Yanays Vater, Benjamin Jonas, stammte aus Deutschland. Er gehörte der in 
Deutschland in den 20er und 30er Jahren (bis zum Beginn des Naziterrors) durch-
aus erfolgreichen Reformbewegung  der Kinder- und Jugenderziehung an und ist 
dann nach Israel ausgewandert. Andere seiner Generation mussten emigrieren 
oder wurden umgebracht. Einige sind zurück gekommen und haben geholfen, die 
Demokratie in Deutschland aufzubauen, manche speziell auch ihren Beitrag zur 
Wiederbelebung der Nachbarschaftsheime. Vor kurzem hat mir Uri Yanay einen 
Artikel zugesandt, den er über seinen Vater verfaßt hat und der zuerst  in Israel im 
einem Blatt für mitteleuropäische Einwanderer erschienen ist. Aus verschiedenen 
Gründen, u.a.  weil der Inhalt berührt und Geschichte anschaulich macht und zum 
Nachdenken anregt, sollte er auch in unserem Land gelesen werden.
Georg Zinner

Der werdende Staat hatte sich vielerlei Herausforderungen zu stellen, als größte aber darf wohl die Aus- und 
Weiterbildung der Jugend betrachtet werden. Die Nachfolgegeneration war das wichtigste Kapital, jedes Mäd-
chen, jeder Junge stellte die Zukunft dar. Man war der Meinung, dass Investitionen im Erziehungswesen sich 
vielfach auszahlen würden. Auch mein Vater, der Lehrer und Erzieher Benjamin Jonas (1909 – 1985), vertrat 
diese Ansicht. Vater gründete das Internat “Achusat Jeladim uBet ha-Schulia“ (Kinderhof und Lehrlingsheim) 
auf dem Karmel in Haifa und war dort dreißig Jahre Direktor.
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in diesem Jahr heiratete Benjamin die Kranken-
schwester Ruth Binth, mit der er schon seit seiner 
Kölner Zeit befreundet war. Anderthalb Jahre nach 
seiner Einwanderung beschloss er, wieder in seinem 
eigentlichen Beruf als Sonderschullehrer tätig zu 
werden. Er bewarb sich im Kinderdorf Me’ir Schefeija 
(in der Nähe von Sichron Ja’akov) und wurde ange-
nommen. Dr. Fürst, der Direktor des Kinderdorfs, 
ernannte den jungen Lehrer erst einmal zum Leiter 
der Bäckerei, damit er seine Zöglinge und ihre Spra-
che kennen lernte. Nach einem Jahr des Rührens, 
Knetens und Brotbackens durfte Vater dann an der 
Schule des Kinderdorfes unterrichten. In freien Stun-
den spielte er mit seinen Schützlingen Fußball und 
organisierte sogar einen Musikkreis, in dessen Zen-
trum die Geige stand, in dem aber auch andere 
Instrumente gespielt wurden. Mutter wurde aufgefordert, 
in der Gärtnerei des Dorfes auszuhelfen. Sie setzte 
Obstbäume und Sträucher auf der „Schefeija-Farm“ 
gegenüber von der Polizeistation in Sichron Ja’akov.

	 Explosion auf der „Patria“

Im November 1940, mitten im Zweiten Weltkrieg, 
entschlossen sich die Briten, in Haifa an Land gegan-
gene österreichische Einwanderer auszuweisen. Sie 
wurden auf die „Patria“ verfrachtet, doch die Hagana 
legte auf dem Schiff Bomben, um die Ausweisung zu 
verhindern. Das Schiff sank überraschend schnell, 
267 der Flüchtlinge ertranken. Etliche Kinder wurden 
verletzt und/oder blieben als Waisen zurück. Die 
WIZO (Women’s International Zionist Organisation) 
erbot sich, für die Kinder zu sorgen, und brachte sie 
in einem „Keitana“  genannten Gebäude auf dem 
Karmel unter, das zehn Jahre zuvor von der Fami-
lie Wilbusch (Wilbuschwitz), den Gründern der oel 
Fabrik „Schemen“ in Haifa, gestiftet worden war. 
1942 wurde Vater als Direktor an die „Keitana“ beru-
fen, die er in eine Erziehungsinstitution mit Internat 
verwandelte. Wie damals üblich, wohnten auch wir 
dort, in einem engen Zimmer mit den Zöglingen. Für 
Kleidung, Ernährung, Wohnraum, den Unterricht und 
die pädagogischen Inhalte zu sorgen, stellte eine täg-
liche Herausforderung dar. Australische und indische 
Soldaten aus der nahegelegenen Basis der Briten 
spendeten heimlich Nahrungsmittel und Konserven; 
Drusen aus den Bergdörfern erkundigten sich, wie 
den Kinder zu helfen sei und trugen nicht wenig 
zu ihrem Unterhalt bei. Die Kindergruppen und ihr 
Tageslauf bezauberten die Bewohner der Umgebung, 
die manchen Schabbat oder andere Feiertage mit 
ihnen verbrachten.

	 Der wirkliche Schatz sind die Kinder

Aus der „Keitana“ wurde der „Kinderhof“. Eine große 
Hilfe war meinem Vater Rachel Kagan; sie gehörte zu 
den Unterzeichnern der Unabhängigkeitserklärung 

und war Mitglied der ersten und zweiten Knesset, 
später dann auch WIZO-Weltpräsidentin. Das Heim 
auf dem Karmel bei Haifa besteht bis heute. Anfangs 
lag es abseits und allein, doch als das (ursprüngliche 
Jeckes-) Viertel Achusa sich ausbreitete, fand es sich 
am Stadtrand wieder. Seit seinem Bestehen reflek-
tiert der Kinderhof die Veränderungen und Herausfor-
derungen der israelischen Gesellschaft. In den ersten 
Jahren waren dort, wie gesagt, die Überlebenden 
der „Patria“ untergebracht, dann kamen die Kinder 
derer, die sich zur Jüdischen Brigade in der britischen 
Armee meldeten, dann Kinder, die die Schoa überlebt 
hatten, und Kinder aus den Ma’abarot, den Einwan-
derungslagern, aus dem Jemen, dem Irak, Marokko, 
jede Einwanderergruppe war vertreten. Die Zuteilung 
erfolgte durch die Jugendalija oder, im Fall verarmter, 
behinderter oder kranker Eltern, durch das Sozial-
amt, wenn die Kinder den Wunsch äußerten, sich in 
die werdende Gesellschaft einzugliedern und in ihr 
voranzukommen. 

Die erste Aufgabe der Pädagogen bestand darin, die 
Sprache der Kinder zu verstehen, die Kultur, die sie 
mitbrachten, zu identifizieren und ihnen das Gefühl 
zu vermitteln, dass sie der bestehenden Gesellschaft 
und der Gemeinschaft etwas Wichtiges zu geben 
hatten. Mein Vater hatte das „Haus des Lehrlings“ 
Anfang der Fünfziger als Heim konzipiert, wo die 
jungen Leute einen Beruf erlernten und abends ihre 
allgemeine Schulbildung vervollständigten. In den 
ersten zwei Jahren gab der Lehrling den größten Teil 
seines Verdienstes gegen Lebensunterhalt an die 
Institution ab, im dritten Lehrjahr (mit 17) jedoch durfte 
er sein Geld sparen und für die Zukunft zurücklegen.

	 Stolz auf eine Studie

Vater lebte im Heim und leitete es dreißig Jahre lang 
(1942 – 1972). Als typischer Jecke legte er Wert 
auf seine Kleidung, trug, ob Sommer oder Winter, 
Jackett und Krawatte, und grüßte jeden Schüler. Er 
kannte jeden einzelnen und wurde für viele, die nie 
ein Familienleben gehabt hatten, zur Vaterfigur. Sie 
brauchten einen Rahmen, in dem sie Vertrauen, 
Selbstsicherheit und Hoffnung entwickeln konnten, 
und natürlich Fähigkeiten und Fertigkeiten zur Inte-
gration in die soziale Umgebung. War er voll belegt, 
bot der „Kinderhof“ 120 Mädchen und Jungen im 
Alter von 10 bis 18 ein Zuhause. Nach dem Verebben 
der großen Einwanderungswellen änderte sich die 
Ausrichtung; der Kinderhof wurde zu einem Heim für 
anpassungsschwierige Kinder und spezialisierte sich 
auf psychologische Betreuung. Auf diesem Gebiet ist 
er bis heute tätig.

1973 ging Benjamin Jonas in den Ruhestand. Er zog 
aus der bescheidenen Heimwohnung aus, ließ sich 
in Naharija nieder und schieb ein Buch über seine 
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Erfahrungen mit pädagogischen Instituten, in denen 
neben den Prinzipien von Erziehung und Unterricht 
auch die Grundlagen der Psychologie, der Gesund-
heitserziehung und der Sozialarbeit zur Anwendung 
kommen. Gemeinsam mit Prof. Kohen-Raz stellte er 
Nachforschungen nach Absolventen des Kinderhofs 
an. Was hatten sie aus ihrem Leben gemacht? Die 
Forschungsergebnisse wurden in Fachzeitschriften 
in Israel und in Deutschland veröffentlicht und 
trugen Vater Stolz und Befriedigung ein. Er setzte 
seine pädagogische Tätigkeit auch als Pensionär 
fort und gründete in Haifa die Einrichtung „Großer 
Bruder“, in der Freiwillige dazu ausgebildet werden, 
Kindern, denen es an einer erwachsenen Bezugs-
person fehlt, zur Seite zu stehen. Geeignete Frei-
willige mussten gefunden und ausgebildet werden, 
dann galt es, Kinder auszuwählen und die Paare 
zusammenzustellen – all das füllte Vaters Tage und 
Nächte. Das Sozialministerium erkannte Vaters 
Beitrag zur Sozialarbeit im Allgemeinen und zur 
Institutserziehung im Besonderen durch die Verlei-
hung des „Hasuni“-Preises für sein Lebenswerk an 
(1983).

	 Benjamin Jonas zum Beispiel

Mein Vater ist einer aus einer Gruppe von Kollegen, 
die meisten davon Jeckes, die, mit Fachwissen und 
Sendungsbewusstsein ausgestattet, die Heimer-
ziehung in Israel begründeten. Teils wurden die 
Jugendlichen zur landwirtschaftlichen Arbeit 
ausgebildet, teils zur Hauswirtschaft. Der „Kinder-
hof“ befähigte seine Zöglinge zu verschiedenen 
industriellen Arbeiten und Dienstleistungen. Was 
die Pädagogengruppe einte, war die nie ermüdende 
Suche nach bedürftigen Kinder und Jugendlichen, 
um ihnen eine berufliche Ausbildung angedeihen 
zu lassen, die nicht nur sie selbst und ihre zukünf-
tigen Familien ernährte, sondern sie – dies sogar in 
erster Linie – befähigte, einen Beitrag zur im Aufbau 

befindlichen israelischen Gesellschaft zu leisten.
Im Mai 2009 lud der „Kinderhof“ zu einem Ehema-
ligentreffen ein. Viele Absolventen brachten ihre 
Enkel und Urenkel mit und zeigten ihnen, wo sie 
ihren Weg begonnen hatten. Die Ausgangsbedin-
gungen so mancher von ihnen mögen schwierig und 
leidvoll gewesen sein, doch dann schlugen sie einen 
guten und ehrenhaften Weg ein. Als jemand, der auf 
dem „Kinderhof“ geboren wurde und mit den Schü-
lern und dem Lehrerkollegium bis zum Militärdienst 
in enger Gemeinschaft lebte, erinnere ich mich an 
unzählige Dilemmata und Konflikte, die eigentlich 
immer auftraten, insbesondere jedoch in den freien 
Stunden, am Schabbat und an Feiertagen. An auch 
nur ein einziges Gespräch über Arbeitsbedingungen, 
Gehalt oder Beförderung kann ich mich dagegen 
nicht erinnern. 30 Jahre lang hat mein Vater das 
Internat geleitet und jeder Tag verlangte von ihm 
existentielle und pädagogische Entscheidungen. Die 
Verantwortung für das Heim und seine Schützlinge 
standen für Vater immer an erster Stelle, und seine 
Kollegen hielten es genauso. Die israelische Gesell-
schaft sollte die Leistung dieser Erzieher kennen 
und anerkennen.

Einige Quellen:
Jonas, B. (1976) Anpassungsschwierige Kinder - Erfolge und Pro-
bleme der Heimerziehung. Muenchen, Urban & Schwarzenberg.  

Kohen-Raz, R. and Jonas, B. (1976) A post-residential treatment 
follow up of socially and emotionally deviant adolescents in 
Israel. Journal of Youth and Adolescence. 5, 3: 235 – 250

Jonas, B. (1977) Die Heimerziehung aufgrund eines followup 
ehemaliger Zöglinge in Israel – Teil I. Soziale Arbeit, 26, 11: 
489-497

Jonas, B. (1977) Die Heimerziehung aufgrund eines followup 
ehemaliger Zöglinge in Israel – Teil II. Soziale Arbeit, 26, 12: 
537-548

Übersetzung aus dem Hebräischen: Helene Seidler

Uri Yanay ist Professor für Sozialarbeit an der Hebräischen Uni-
versität und lebt in Jerusalem; er fungiert auch als Direktor der 
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